
und einem halben Jahr vorgingen. Die ZK der 
Republiken sind seit 1952 alle zwei Jahre neu 
gewählt worden. Ein Vergleich der 1958 gewähl-
ten ZK mit denen von 1956 zeigt
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, daß annä-
hernd ein Fünftel bis ein Viertel der Mitglieder 
nicht wieder gewählt wurden. Der Umsatz 
scheint auf den niederen Rängen hoch geblie-
ben zu sein, und das ZK der KPdSU kritisierte 
den Jahresumsatz von Parteisekretären mit 
26 % in einem Gebiet als „zu hoch“ ).

Der XX. Parteitag gab den Mitgliedern auch 
gewisse Auskünfte über die Parteifinanzen. 
Dem Statut zufolge stammt das Einkommen der 
Partei aus den Mitgliedsbeiträgen, Unterneh-
mungen der Partei und aus weiteren, nicht auf-
geführten Quellen41). 1956 hatte eine Herab-
setzung der Mitgliedsbeiträge dazu geführt, daß 
das Parteieinkommen aus dieser Quelle, die bis-
lang 8 5 % des Gesamteinkommens ausgemacht 
hatte, auf 73 °/o gefallen war. Im Gegensatz 
dazu war das Einkommen aus Veröffentlichungen 
der Partei, den von den Statuten vorgesehenen 
„Unternehmungen“ erheblich gestiegen. Aus den

40) Partijnaja zizn', Nr. 9, Mai 1956. Es ist nicht 
klar, was für ein Umsatz als normal betrachtet wird, 
vielleicht 20 °/o. Der Umsatz scheint auf der unter-
sten Ebene, bei den Sekretären der Grundorganisa-
tionen, sehr viel größer gewesen zu sein, als auf 
der höheren Stadt- und Bezirksebene.

41) KPSS v rez., Bd. 3, S. 395.
42) XX S-ezd, Bd. 1, S. 429.

42) XX S-ezd, Bd. 1, S. 121—125. Die Beiträge 
wurden 1952 in einer gleitenden Skala festgelegt, 
sie reichte von 3 °/o für die, die monatlich über 
500 Rubel verdienten, bis zu 0,2 °/o für die, die we-
niger als 100 Rubel monatlich verdienten.

43) SPR, 1957, S. 409.
45) Eine Delegation italienischer Kommunisten

wurde auf einem Besuch der UdSSR von einem 
hohen Angestellten des Zentralkomitees so infor-
miert, siehe Problem! i realt dall'URSS, Rom 1958,
S. 44—45.

Parteigremien
Es bleibt die Frage, welche Entwicklungen bei 

den Organen der Partei in dieser Periode statt-
gefunden haben. Der XX. Allunionsparteitag 
trat innerhalb der vom Statut festgelegten Vier-
jahresperiode zusammen. Parteitage der Repu-
bliken wurden regelmäßig in Abständen von 
zwei Jahren abgehalten. Das Statut von 1952 
hatte eine Periode von achtzehn Monaten zwi-
schen den Parteitagen der Republiken vorgese-
hen, doch wurde dies offenbar als unzweckmä-
ßig gefunden und der Zwischenraum in aller 
Form vom XX. Parteitag auf zwei Jahre ausge-
dehnt44 ) (auf vier Jahre im Fall der Ukraine, 
Weißrußlands, Kasachstans und Usbekistans). 
Trotz dieser im Vergleich zu früheren Jahren 
größeren Regelmäßigkeit wurden die Parteitage 
doch nicht zu Zentren einer wirklichen Debatte. 
Wie bislang wurde die politische Linie in den 
Ansprachen der höheren Führer festgelegt und 
ohne Abänderung oder höchstens mit einem 
förmlichen Zusatz einstimmig angenommen. 
Selbst der XX. Allunionsparteitag, auf dem 
doch von solchen Führern wie Mikojan offen 
frühere Unregelmäßigkeiten getadelt wurden, 
führte, wenigstens bei den öffentlichen Sitzun-
gen, nicht zu größerer Freiheit in der Debatte 
als früher. Kurz, Parteitage blieben, was sie 
seit Jahren gewesen waren: öffentliche Ver-
sammlungen der Partei- und Regierungsführer 
auf allen Ebenen, auf denen Anweisungen über 
die Hauptlinie der Politik, die zum Grundton 
der Parteipropaganda und Parteitätigkeit im 
ganzen Lande werden würde, von oben nach un-
ten weitergegeben werden konnten.

ungenannten anderen „Quellen“ floß praktisch 
kein Einkommen (0,7 ’/o des gesamten Haus-
halts.) Um den Einnahmeausfall bei den Mit-
gliedsbeiträgen auszugleichen, wurde vorge-
schlagen, sowohl die publizistische Tätigkeit zu 
erhöhen als auch die hauptamtlichen Mitarbeiter 
der Parteiorganisationen zu reduzieren, und es 
wurde angegeben, daß die Mitarbeiter des Appa-
rates des ZK bereits um 24,7 °/o eingeschränkt 
worden seien42 ). Seit der Revolution hat die 
Partei ihre Rechnungsbücher niemals aufgelegt. 
Formal sind die Finanzen der Partei der Kon-
trolle durch die zentrale Revisionskommission 
unterstellt, die auf dem Parteitag zusammen mit 
den Vollmitgliedern und Kandidaten des ZK 
gewählt wird. Praktisch wird die Kontrolle von 
der Verwaltungsabteilung des Sekretariats des 
ZK durchgeführt. Die Verantwortung für die 
Ausarbeitung des Budgets der Partei, in wel-
chem für die örtlichen Parteiorganisationen aus 
dem einzigen zentralen Fonds, der von den 
Zentralorganen kontrolliert wird, Bewilligun-
gen eingesetzt werden, ruht jedoch beim Finanz-
minister 43 ).

und Parteilinie
Das ZK der KPdSU trat ebenfalls viel öfter 

zu Plenarsitzungen zusammen, als das während 
vieler Jahre zu Lebzeiten Stalins üblich gewesen 
war. In den vier Jahren von 1954 bis 1957 
versammelte sich das Plenum jährlich niemals 
weniger als zweimal und in einigen Jahren auch 
öfter; 1957 zum Beispiel fünfmal. Wichtige 
Änderungen in der Gesetzgebung wurden ge-
meinhin in Form einer gemeinsamen Verord-
nung des Ministerrates und des ZK vorgenom-
men. Es ist auch sehr wahrscheinlich, daß, ab-
gesehen von förmlichen Sitzungen des Ple-
nums, zwischen den ständigen Mitarbeitern des 
Sekretariats und örtlichen Funktionären und 
Vertretern der Partei informelle Beratungen 
stattfinden, ehe Verordnungen im Namen des 
ZK erlassen werden45 ). Auf diese Weise kön-

Einfluß des Ersten Sekretärs
Aber der Einfluß, den der Erste Sekretär auf 

die im ZK gefaßten Beschlüsse ausüben kann, 
ist erheblich. Zunächst einmal ist es wahrschein-
lich, daß, obwohl nach dem Parteistatut der 
Mitgliederbestand des ZK nur durch Abstim-
mung des Parteitages (abgesehen von Fällen 
formaler Abstimmung über den Ausschluß von 
Mitgliedern) geändert werden darf, der Erste 
Sekretär diesen Mitgliederbestand zwischen den 
Parteitagen jedenfalls dadurch beeinflussen 
kann, daß er Mitglieder aus jenen Ämtern ent-

nen die Parteiführer über die Ansichten der 
Parteibürokratie im ganzen Lande unterrichtet 
werden, ehe sie ihre Beschlüsse fassen, wenn sie 
das wünschen. Vorhandenes Material läßt nicht 
erkennen, daß das ZK eigene Initiative entfal-
tet, um auf die Führer des Präsidiums Einfluß 
zu nehmen. Es gibt keine gesetzliche Vorschrift, 
die es daran hindern könnte, aber die autori-
täre Tradition der Partei und die dem Sekre-
tariat gegebene große Macht bei der Einfluß-
nahme auf die Karriere der Parteimitglieder ha-
ben sich bislang (1959) als wirkungsvolle Hin-
dernisse vor einer solchen unabhängigen Hand-
lungsweise erwiesen.

Dadurch, daß nach Stalins Tod ein Präsidium 
hervortrat, in dem eine Zeitlang der Wille eines 
einzelnen Mitgliedes sich nicht mit Sicherheit 
durchsetzen konnte, erhob sich die Frage, ob, 
falls sich unter den Mitgliedern des Präsidiums 
Meinungsverschiedenheiten ergeben sollten, das 
ZK eine Art Appellationsgericht werden würde, 
dem solche Meinungsverschiedenheiten zur 
Schlichtung unterbreitet werden könnten. Man 
weiß von zwei Gelegenheiten, bei denen Fragen, 
die hier schon erwähnt worden sind, dem Prä-
sidium weggenommen und dem ZK vorgelegt 
wurden: die Frage der in bezug auf Jugo-
slawien zwischen Molotow und anderen Mit-
gliedern des Präsidiums im Juli 1955 bestehen-
den Meinungsverschiedenheit und der Zusam-
menstoß, der sich aus dem im Juni 1957 offen-
bar unternommenen Versuch herleitete, den 
Ersten Sekretär von seinem Posten zu entfer-
nen. In jedem der Fälle fand die vom Ersten 
Sekretär der Partei vertretene Ansicht die Bil-
ligung des ZK, und zwar die einstimmige Bil-
ligung, obwohl Molotow im Juni 1957 mit 
der Tradition brach und sich in der Frage seines 
eigenen Ausschlusses der Stimme enthielt. Ein-
stimmige Verabschiedung von Beschlüssen sieht 
im ZK auf lange Tradition zurück und bedeutet 
nicht notwendigerweise, daß sich gegen die vom 
Ersten Sekretär geäußerten Ansichten während 
der Diskussion keine Stimme erhoben hätte.

fernt, die ihnen einen Anspruch auf den Sitz im 
ZK geben. Dies scheint sich zwischen dem No-
vember 1953 und dem Februar 1954 ereignet 
zu haben, als zehn Erste Sekretäre von regiona-
len Komitees, die alle Mitglieder des ZK waren, 
abgelöst und in einem Fall, Andrianow von 
Leningrad, öffentlich durch persönliches Ein-
greifen von Chruschtschow geächtet wurden. 
Keiner dieser zehn Sekretäre wurde 1956 von 
neuem ins ZK gewählt. In der Liste der Ab-
geordneten zum Parteitag erschienen sie auch 
nicht und soweit bekannt ist, erhielten sie keine 
andere Stellung. Es ist sehr wahrscheinlich, daß 
sie bereits längst vor dem Jahre 1956 nicht 
mehr im ZK saßen. Da diese Männer auf diese 
entscheidenden Stellungen im Parteiapparat zu 
einer Zeit gestellt worden waren, als Malen-
kow die Ernennungsmaschine im Sekretariat 
kontrollierte, ist es nicht unwahrscheinlich, daß 



diese Gruppe wichtiger Funktionäre potentielle 
Parteigänger Malenkows im ZK darstellten, die 
dann von Chruschtschow beim Kampf geven 
seinen Rivalen entfernt wurden.

So wie das ZK vom XX. Parteitag nach der 
Niederlage Malenkows gewählt worden war, ge-
hörten ihm eine große Anzahl von Parteifunk-
tionären an, deren Laufbahn vom Ersten Sekre-
tär abhing und von denen daher zu erwarten 
war, daß sie ihn unterstützten: 53% aller 
Vollmitglieder, 31 % der Kandidaten und 40 % 
der Mitglieder der zentralen Revisionskom-
mission gehörten dazu. (Es ist wichtig, alle drei 
Kategorien zu erwähnen, da im Fall einer Ab-

stimmung zum Zweck der Ausschließung eines 
Mitgliedes des ZK — ein Fall, der im Juni 
1957 eintrat —, alle drei Gruppen in Über-
einstimmung mit der auf dem X. Parteitag 
1921 niedergelegten Bestimmung das Recht der 
Abstimmung ausüben und eine Zweidrittel-
Mehrheit vorgeschrieben ist 46 ) ). Chruschtschows 
Anhänger beschränkten sich jedoch nicht auf 
diese Funktionäre. Zum Beispiel waren unter 
den militärischen Mitgliedern des 1956 gewähl-
ten ZK eine Anzahl höherer Ofi ziere, die wäh-
rend des Krieges unter Chruschtschow im 
Kriegsrat des Stalingrader Militärbereiches ge-
dient hatten, deren Anwesenheit im ZK aber 

auf Grund der von ihnen zu jenem Zeitpunkt 
innegehabten militärischen Stellungen der bis 
dahin geübten Praxis nach nicht gerechtfertigt 
gewesen wäre 47 ). Viele der im ZK vertretenen 
Regierungsfunktionäre unterstützten zweifellos 
auch den Ersten Sekretär, entweder aus Über-
zeugung oder aus der Furcht vor dem nach
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-
teiligen Einfluß, den er auf ihre Laufbahn aus-
üben konnte, falls sie sich gegen ihn stellten. 
Im Juni 1957 machten seine Anhänger in den 
drei Kategorien der Mitglieder, der Kandidaten 
und der Mitglieder der zentralen Revisionskom-
mission zusammen wenigstens 215 von 309 oder 
beinahe 68 % aus ).

47) Die drei militärischen Mitglieder waren die 
Marschälle Jeremenko, Tschuikow und Malinowski. 
(Der letztgenannte wurde im November 1957 Nach-
folger Shukows als Verteidigungsminister.) Die 
beiden übrigen Mitglieder dieses Kriegsrats — 
Doronin, erster Sekretär der Smolensker Gebiets-
organisation und Kiritschenko, erster Sekretär der 
ukrainischen Organisation — wurden beide in das 
Zentralkomitee gewählt. Kiritschenko ist seit Juli 
1955 ein Mitglied des Präsidiums.

48) Dies wird durch die Tatsache nahegelegt, daß 
— nach F. R. Koslow, damals erster Sekretär der 
Leningrader Parteiorganisation — diese Zahl von 
Mitgliedern, Kandidaten und Mitgliedern der Revi-
sionskommission auf dem Juni-Plenum ihre Namen
einzeichnete, um gegen die „parteifeindliche 
Gruppe“ zu sprechen. Siehe Leningradskaja prawda, 
5. Juli 1957.

50) Unter Berücksichtigung der Reduzierung kom-
men wir zu folgenden ungefähren Zahlen für 1958:

Apparate der Zentrale
und der Republiken 2 250

Regional- usf. Komitees 9 000
Stadt- und Bezirkskomitees 200 000
Hauptamtliche Sekretäre

von Grundorganisationen 29 000
240 250

Die Komitees der Gebiete und Republiken wurden 
am 24. März 1956 angewiesen, Pläne für die Redu-
zierung ihrer Apparate um 25—30 % vorzulegen, 
siehe SPR, 1957, S. 406, und es wurde für die Ziele 
dieses Voranschlags angenommen, daß sie im Jahre 
1958 erreicht sein würden. Die Berichte über die 
Anfang 1958 abgehaltenen Parteitage der Repu-
bliken liefern einige Nachweise, daß Reduzierungen 
im Umfang des Apparates tatsächlich stattgefunden 
haben. Vgl. Partijnaja zizn', Nr. 12 von 1956, Nr. 23 
von 1957 und Nr. 19 von 1958.

51) Für Schritte, die unternommen wurden, die
Zahl der hauptamtlichen Sekretäre von Grundorga-
nisationen zu vermindern, und für einen Vorschlag
für nebenamtliche Sekretäre siehe SPR, 1957,
S. 440—441.

Unveränderte Struktur des Zentralapparats
Die Veränderungen, denen der Zentralapparat 

der ständigen Mitarbeiter der Partei während 
dieser Periode unterworfen war, scheinen eher 
von detaillierten Sachgesichtspunkten als von 
Grundsatzfragen bestimmt gewesen zu sein; 
insbesondere blieb das System der Arbeitstei-
lung nach „Produktionszweigen" innerhalb der 
Abteilungen unverändert. In einem Interview 
mit einem sehr hohen Mitglied des zentralen 
Stabes der Partei wurde eine Gruppe italieni-
scher kommunistischer Besucher 1957 das voll-
ständigste Bild des zentralen Parteistabs gege-
ben, das in vielen Jahren veröffentlicht wurde. 
In der Zentrale gab es 1957 jedenfalls vierzehn 
Abteilungen: die Abteilung für Parteiorgane, 
die an die Stelle der Abteilung für Angelegen-
heiten der Partei, des Kom sow o I und der Ge-
werkschaften getreten war; für Agitation und 
Propaganda; für Kultur und Wissenschaft; für 
Hochschul- und Schulwesen; für Landwirtschaft; 
für Transport- und Nachrichtenwesen; vier Ab-
teilungen für die Hauptzweige der Industrie; 
eine Abteilung für Verwaltungsorgane; für Pla-
nung, Finanzen und Handel; für Äußere Ange-
legenheiten; und eine Abteilung für allgemeine 
Geschäftsführung. Zu diesen Abteilungen läßt 
sich nicht viel ausführen, da die Verteilung der 
Funktionen unter ihnen sich nicht wesentlich 
von der nach 1948 eingetretenen Lage unter-
scheidet. Das Fehlen einer geheimen Abteilung 
muß j
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edoch festgestellt werden. Es gibt keinen 
Anhaltspunkt dafür, daß entweder diese Abtei-
lung oder irgendeine andere Abteilung, die Sta-
lins Privatkanzlei ähnlich gewesen wäre, nach 
seinem Tod wieder erstanden ist. Vermutlich 
wird die Parteikontrolle über die Sicherheits-
organe durch die Abteilung für Verwaltungs-
organe ausgeübt. Die Abteilung für Parteior-
gane unterhält die allgemeine Aufsicht über 
untergeordnete Parteiorganisationen einschließ-
lich der Zuweisung von Kadern und der Kon-
trolle bei der Ernennung von Funktionären. Zu 
diesem Zweck ist sie in vier territoriale Sekti-
onen, von denen jede einer Anzahl von Repu-
bliken entspricht (ausschließlich der RSFSR), 
und in vier funktionelle Untersektionen geglie-
dert: für Mitgliedsbücher, für Kader, für Fragen 
der Organisation und des Statuts, und für Ge-
werkschaften, Komsomol und Sowjets ).

49) Problemi i realtä dall’URSS, a. a. O.

Die Gesamtzahl besoldeter Parteifunktionäre 
kann für 1957-58 ziemlich genau auf etwa 
240 000 geschätzt werden, wenn man die 
25prozentige Reduzierung von Mitarbeitern be-
rücksichtigt, die entweder in der Zentrale, in 
den Gebieten und in den Republiken tatsächlich 
erfolgte oder beabsichtigt wurde, und wenn man 
die Anzahl der besoldeten Sekretäre der Grund-

Enge Grenzen der Dezentralisierung der Parteiverwaltung
Ein neuer Zug im Verwaltungsapparat der 

Partei ist die Einführung eines gewissen Aus-
maßes von Dezentralisation gewesen, die durch 
die Schaffung eigener Abteilungen für die 
RSFSR und die Unionsrepubliken eingetreten ist. 
Dieser Prozeß, der schon vor 1956 begann, wurde 
1956 mit der Errichtung eines sogenannten Büros 
der RSFSR regularisiert, durch die zum erstenmal 
in der Geschichte der Partei eine getrennte Par-
teiverwaltung für die RSFSR geschaffen wurde. 
Die Verordnung, durch die dieses Büro errichtet 
wurde, führte die Abteilungen auf, durch die es 
tätig werden sollte. Diese mögen durchaus den 
schon beim ZK bestehenden Abteilungen für 
die RSFSR entsprochen haben, die nun koordi-
niert werden sollten: für Parteiorgane; für Agi-
tation und Propaganda; für Wissenschaft, Schu-
len und Kultur; für Industrie und Transport; 
für Verwaltung; und eine Abteilung für Han-
dels- und Finanzorgane 52 ). Es war jedoch deut-
lich, daß der Prozeß der Dezentralisierung der 
Verwaltung innerhalb der Partei, der so einge-
leitet worden war, nicht zu weit gehen durfte. 
Wirkungsvolle Koordinierung bei der Zentrale 
wurde dadurch sichergestellt, daß man zuerst 
einmal vorsah, den Ersten Sekretär des ZK auch 
zum Vorsitzenden des Büros der RSFSR zu ma-

46) Für die Bestimmung aus dem Jahre 1921 
siehe KPSS v rez., Bd. 1, S. 529 bis 530. Auf diese 
Bestimmung stützte man sich im Juni 1957 aus-
drücklich, siehe SPR, 1957, S. 121—126, aber die 
Mitglieder der Zentralen Revisionskommission 
stimmten an Stelle der im Jahre 1921 vorgesehenen 
Mitglieder der Zentralen Kontrollkommission. Ver-
mutlich geschah dies angesichts des völlig ver-
änderten Charakters des heuen Komitees für Par-
teikontrolle, das ein ernanntes, nicht ein gewähltes 
Organ ist.

52) SPR, 1957, S. 127. Das Büro der RSFSR hat 
jedoch auch Aufgaben der allgemeinen staatlichen 
Verwaltung zu erfüllen und ist nicht ausschließlich 
ein Parteiorgan.

Organisationen der Partei mit 29 000 annimmt, 
der Zahl, die man der italienischen Delegation 
genannt hatte 50 ). Es ist aber möglich, daß noch 
weitere Einschränkungen geplant werden, 
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be-
sonders unter den besoldeten Sekretären der 
Grundorganisationen, deren Zahl in einem Aus-
maß angewachsen ist, welches die Partei beun-
ruhigt ).

eben. Überdies wurde in der Abteilung für Par-
teiorgane beim ZK nur ein einziges zentrales 
Register der Parteimitglieder geführt (nach dem 
die Stellenbesetzung vorgenommen wird), ob-
wohl es von nun an getrennte Abteilungen für 



Parteiorgane der Unionsrepubliken einschließ-
lich der RSF 53SR geben sollte ).

Der Haushaltsplan der Partei blieb ebenfalls 
zentralisiert, obwohl die Befugnisse der ZK der 
Republiken im August 1957, besonders in Din-
gen der Propaganda und Parteischulung

54
, erheb-

lich erweitert wurden ). Das ZK behielt sich 
auch das Recht vor, durch seinen Apparat in die 
Angelegenheiten der Parteien der Republiken 
einzugreifen, wenn es dies für notwendig hielt; 
entweder durch die Beorderung der führenden 
Funktionäre in die Zentrale oder durch die Ent-
sendung von Beauftragten, die an Ort und Stelle

Bescheidener Demokratisierungsprozeß
Die Neuordnung des gesamten Parteiappa-

rates und das Wiederaufleben des Funktionie-
rens der normalen Parteiorgane führten inner-
halb der Partei zu einer leichten Entwicklung 
des demokratischen Prozesses, der viele Jahre 
lang stagniert hatte und niemals sehr stark ge-
wesen war. Den radikalen Reformen der Indu-
strie und der Landwirtschaft, auf die schon hin-
gewiesen worden ist, ging eine öffentliche Dis-
kussion voraus, die immerhin die Formulierung 
wichtiger Einzelheiten beeinflußte, wenn im 
Prinzip die Annahme des von oben herunter-
gelangenden Vorschlages auch von Anfang an 
feststand. Die Parteipresse und öffentliche Ver-
lautbarungen forderten die Parteiorgane und die 
Parteimitglieder immer wieder dazu auf, den de-
mokratischen Prozeß auf alle Ebenen auszudeh-
nen: Mitglieder und Funktionäre örtlicher Or-
ganisationen unbesorgt zu wählen, Kritik und 
Debatten rückhaltloser zu führen und die Büros 
— das Gegenstück zum ZK der Union und den 
ZK der Republiken auf Stadt- und Bezirks-
ebene — zu größerer Teilnahme am Parteileben 
anzuregen.

Die Parteiführung bemühte sich zweifellos 
ehrlich darum, die Parteimitglieder aus ihrer 
disziplinierten Lethargie aufzurütteln, in die sie 
unter Stalins schreckenerregender Herrschaft ge-
stürzt worden waren. Aber die traditionelle 
Angst vor der Spontaneität und der Respekt 
vor der Autorität starben nur langsam ab, und 
es scheint, als sei die Entwicklung, die in Rich-
tung auf Demokratie stattfand, sehr bescheiden 
gewesen. Ein in einer autoritativen, zentralen 
Parteizeitschrift erschienener Artikel über die Be-
deutung der Freiheit zur Kritik gibt ein Bild der 
Schwierigkeiten, denen sich das gewöhnliche Par-
teimitglied gegenübersieht, wenn es entscheiden 
soll, was bei einer Debatte passend und unbe-
sorgt vorgebracht werden kann. Es heißt dort, 
daß der Freiheit zur Kritik gewisse Grenzen ge-
zogen seien. Ein Parteimitglied habe das Recht 
auf eigene Meinung und auch ein Recht, diese 
Meinung auszudrücken. Lenin wird als Autorität 
für die Ansicht angeführt, daß jede Unterdrük-
kungsmaßnahme „unzulässig" ist, die gegen 
Parteimitglieder ergriffen wird, weil deren An-
sichten von denen abweichen, die die Partei ge-

53) Problemi j realtä, a. a. O.
54) SPR, 1957, S. 441—442. 

die Lage zu bereinigen hatten 55 ). So scheint die 
Reform sich im Rahmen der Ausweitung der 
Sphäre der Kompetenzen der Republiken zu 
halten, ein Prozeß, der 1954 begann, die oberste 
zentrale Kontrollgewalt aber selbstverständlich 
unangetastet läßt. Ein weiterer Aspekt dieses 
gleichen, die übertriebene Zentralisierung hei-
lenden Prozesses war die Abschaffung der be-
sonderen politischen Abteilungen — nicht nur 
derjenigen der MTS, sondern auch derjenigen, 
die es seit vielen Jahren in den Transportorga-
nisationen oder in der Miliz gab, die unmittel-
bar der Zentrale unterstanden und damit die 
territorialen Parteiorganisationen ausschalteten.

faßt hat. Die Kritik dürfe jedoch nicht die 
„Unterminierung der Grundlagen" der Partei 
oder ihrer Beschlüsse bezwecken. Es dürfte nie-
mals „Kritik um der Kritik willen" geübt wer-
den, sonde
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rn sie müsse „im Charakter schlicht“ 
und „durchdrungen von der Sorge um Verbes-
serung“ sein ). Diese Unterschiede sind sehr 
fein. Da überdies letzten Endes die höchsten 
Parteiführer entscheiden, was erlaubte Kritik 
ist und was nicht, kann man das gewöhnliche 
Parteimitglied nicht dafür tadeln, wenn es sich 
zu vorsichtig verhält.

Ein weiterer derartiger Artikel zeigt, daß die 
Lage bei der Wahl von Parteiorganen und Funk-
tionären sehr ähnlich ist. Nach dem Statut wird 
in geheimer Abstimmung gewählt, in welcher 
jedes Mitglied der betreffenden Organisation 
für eine Kandidatenliste stimmt. Der Wahl geht 
eine offene Diskussion über die auf der Liste 
enthaltenen Kandidaturen voraus, und das Par-
teistatut unterstreicht das Recht eines jeden 
Mitgliedes, alle auf die Liste gesetzten Kandi-
daten zu kritisieren und jeden auf der Liste

Vorrang der Partei
Aber in gewissem Sinne war dieser Konflikt 

ebenso ein Konflikt zwischen dem Parteiapparat 
und dem Regierungsapparat, in welchem der 
Parteiapparat den Sieg davontrug. Die 1957 er-
reichte Vorherrschaft der Parteisekretäre in dem 
höchsten Gremium der Partei, dem die Politik 
festlegenden Präsidium, war ein Symbol für die 
Tatsache, daß die Partei nun ihren Vorrang 
durchgesetzt hatte und rivalisierende Ratgeber 
nicht dulden würde. Der Autoritätsverlust des 
Ministerrates und die Übernahme des Postens 
des Vorsitzenden des Rumpfministerrates durch 
den Ersten Sekretär waren nichts weiter als die 
letzten Verzierungen an einem bereits voll-
endeten Gebäude. 55

55) Problemi i realtä, a. a. O.
56) Siehe Voprosy partijnoj raboty, Moskau 1957, 

S. 50—57. Dieses Buch enthält wiederabgedruckte 
maßgebende Artikel aus der Parteipresse (Für Bei-
spiele von Angriffen gegen die Art der Kritik auf 
Parteiversammlungen wegen solcher Fehler wie 
„kleinbürgerlichem Anarchismus und Disziplinlosig-
keit", die Ausschluß oder andere disziplinarische 
Maßnahmen zur Folge hatten, siehe z. B. Kommu-
nist Armenii, 26. Januar 1958, Prawda, 5. April 1956 
[einer der Vorfälle, die sich nach dem Zwanzigsten 
Parteitag ereigneten), und Prawda, 21. Januar 
1957.)

57) Ebenda, S. 27—32.
58) Siehe M. P. Kareva, S. F. Keekjan, A. S.

Fedoseev, G. I. Fed'kin, Teorija gosudarstva i
prava, Moskau 1955, S 290—292. (Lehrbuch, für den
Universitätsgebrauch durch das Erziehungsministe-
rium anerkannt.)

vorgeschlagenen Namen zu streichen, wenn es 
sich dafür entscheidet. Es herrscht die unver-
änderliche Praxis, daß bei dieser Diskussion ein 
Vertreter der nächst höheren Parteiorganisation 
anwesend ist (gewöhnlich einer ihrer Sekretäre). 
Von diesem wird gefordert, einerseits niemals 
seine Kandidatenliste der Versammlung der un-
tergeordneten Organisation „aufdrängen“, wäh-
rend er doch gleichzeitig die Wahl „leiten“ 
muß, da „Demokratie nichts mit Spontaneität 
zu tun hat, bei der jedes zufällige Resultat zum 
Vorschein kommen kann“. Diese Anleitung 
durch den Abgesandten der höheren Parteiorga-
nisation geht in der Form vor sich, daß er der 
Versammlung dabei hilft, die Kandidatenliste 
zusammenzustellen. Daß seine Hilfe praktisch 
von Erfolg gekrönt wird, geht aus der Tatsache 
hervor, daß in der „großen Mehrzahl“ der Wah-
len die Anzahl der Kandidaten, die auf die 
unter seiner Leitung vorbereiteten Listen kom-
men, der Anzahl der zu besetzenden Stellen ent-
spricht 57 ). Es ist also klar, daß das entschei-
dende Stadium bei den meisten dieser Wahlen 
nicht die geheime Abstimmung, sondern die 
offene Diskussion ist, die ihr in Gegenwart des 
Vertreters eines höheren Parteiorgans voraus-
geht. Immerhin berichtet die Parteipresse ge-
legentlich über Fälle, wo auf der niedrigsten 
Ebene Parteiorganisationen im Widerspruch zu 
den Wünschen des von oben abgesandten Be-
auftragten in ihren Versammlungen erfolgreich 
auf den eigenen Kandidaten bestanden haben. 
Selbst dies wäre zu Stalins späteren Lebzeiten 
nicht vorstellbar gewesen.

Die für die Partei während dieser Periode 
bedeutendste Entwicklung bestand in der Ver-
änderung ihrer Beziehungen zur Regierung, zur 
Landwirtschaft und zur Industrie. Die Rivalität 
zwischen Chruschtschow und Malenkow, die mit 
dem Sieg Chruschtschows endete, ist schon be-
schrieben worden.

Die Verfassungstheoretiker der Partei hielten 
mit den praktischen Entwicklungen Schritt. In 
einem im Dezember 1955 amtlich gebilligten 
Textbuch des Verfassungsrechtes heißt es, daß 
eine der Funktionen der höchsten Parteiorgane 
die sei, den Regierungsorganen bei der Ausar-
beitung gesetzge
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berischer Vorschläge Anleitun-
gen zu erteilen. Eine Form dieser Anleitung 
durch die Partei, heißt es da, sei die gemeinsame 
Verordnung des ZK und des Ministerrates. 
Durch diese Methode stellte die „unanfecht-
bare“ Autorität der Partei sicher, daß die Ver-
ordnung die „breite Unterstützung des sowje-
tischen Volkes" finde ). Einige Autoren gehen 
noch weiter und behaupten, daß es eine der 
Funktionen der Partei sei, festzulegen, was die 
Arbeit der staatlichen Organe im Licht der 
Politik der kommunistischen Partei zu sein 57



habe. Dazu gehöre auch das Recht der Partei-
organe, den Sowjets und ihren Exekutivkomite
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unmittelbar Anweisungen zu erteilen ).  Die 
altbekannten Vorschriften über die Beziehungen 
der Partei zu Regierungsorganen wurden immer 
noch erlassen: die Partei sollte diese Organe

Aufsichtsfunktion der Partei
Die erhöhte Rolle der Partei wurde besonders 

deutlich durch die weitreichenden Reformen in 
Landwirtschaft und Industrie, auf die schon hin-
gewiesen wurde. Im Fall der Landwirtschaft 
war es das Hauptziel der neuen Politik, die 
Agrarproduktion dadurch zu erhöhen, daß man 
den einzelnen Wirtschaften einen Anreiz zu 
größerer Produktion in Gestalt größerer Profite 
gab. In der Industrie war das Ziel ähnlich: der 
örtlichen Initiative sollte größerer Spielraum 
gegeben werden, um die Begeisterung und die 
schöpferischen Talente sich frei entfalten zu 
lassen, die durch die bürokratische Untüchtigkeit 
eines ins Absurde überzentralisierten Systems 
der Betriebsleitung gehemmt gewesen waren. 
Aber wo alle Produktion einer Gesamtplanung 
unterliegt, besteht immer das Risiko, daß ört-
liche Profitmotive oder Anreize mit dem Ge-
samtplan kollidieren: zum Beispiel mag eine 
Kolchose in Usbekistan den Wunsch haben, ihre 
Lebensmittelproduktion für den örtlichen Ver-
kauf zu lochenden Marktpreisen lieber zu er-
höhen als sich ausschließlich auf die Baumwoll-
ernte zu konzentrieren, welche der Plan von ihr 
verlangt; ebenso mag ein nationaler Wirt-
schaftsrat aus einem Gefühl des Lokalpatriotis-
mus oder der wirtschaftlichen „Autarkie" heraus 
den Wunsch verspüren, der Belieferung der eige-
nen örtlichen Industrien auf Kosten von Indu-
strien den Vorrang zu geben, die sich im Bereich 
eines anderen nationalen Wirtschaftsrates be-
finden, und die zu beliefern der Plan verlangt. 
Die Partei, die zentralisiert bleibt und wenig-
stens theoretisch auf allen Ebenen nur eine 
Stimme hat, kann das Interesse der gesamten 
nationalen Politik zum Ausdruck bringen und

Kontrolle der Kollektivwirtschaften
Die Entscheidung, die es den Kolchosen er-

laubte, über ihren eigenen Maschinenpark zu 
disponieren, war nicht nur von enormer wirt-
schaftlicher und politischer Bedeutung (man wird 
sich erinnern, daß Stalin 1952 von dieser vor-
geschlagenen Veränderung sagte, sie sei „eher 
ein Schritt vom Kommunismus weg als zu ihm 
hin 63 )63), sondern sie veranlaßte auch eine ra-
dikale Änderung im Mechanismus der Partei-
kontrolle über die Kollektivwirtschaften. Bis 
1953 war die von Partei und Regierung über die 
Kolchosen geübte Kontrolle wenig mehr als 
chaotisch. Die einzelne Wirtschaft mußte damit 
rechnen, Befehle von den politischen Abteilun-

59) C. A. Jampol’skaja, Organy sovetskogo gosu-
darstvennogo upravlenija v sovremennyj period, 
Moskau 1954, S. 71, 76—77.

63) Borevik, Nr. 18, 1952, S. 48—49.

60) XX S-ezd, Bd. 1, S. 236.
61) Prawda, 28. März 1958.
62) Nach dem, was Chruschtschow im Dezember 

1958 dem Zentralkomitee berichtete, hatten die 
Organisationen im Durchschnitt 20 Mitglieder und 
alle zusammen 1 350 000. Siehe Prawda, 16. Dezem-
ber 1958.

anleiten, nicht aber danach streben, ihre Funk-
tionen zu übernehmen. Der alte Konflikt zwi-
schen „Anleitung“ und „Usurpation" bestand 
immer noch. Nach 195 5 gab es aber jedenfal s 
keinen Zweifel darüber, wo im Konfliktsfalle 
die Autorität wirklich lag.

hat daher die wichtige Funktion, diese Ten-
denzen zu korrigieren und dafür zu sorgen, daß 
die örtliche Initiative innerhalb strenger Gren-
zen bleibt.

Die landwirtschaftlichen Reformen wurden 
begleitet von der schrittweisen Entwicklung je-
ner Art von Normalisierung der Parteikontrolle 
über die Kolchosen, für die Chruschtschow zu 
Stalins Lebzeiten die Grundlage legte, als er die 
Kolchosen zu größeren Einheiten verschmolz. 
Normalisierung der Parteikontrolle über die 
Kolchose bringt die Kontrolle durch die terri-
torialen Parteiorganisationen mit sich, die aber 
innerhalb jeder Kollektivwirtschaft durch eine 
angemessene Grundorganisation der Partei tätig 
wird, die ihrerseits ihren Einfluß über den Rest 
der Mitglieder der Kollektivwirtschaft ausdeh-
nen kann. 1956 waren noch mehr als 7000 der 
87 500 Kolchosen ohne Grundorganisationen 
der Partei, und in mehr als 10 000 Kolchosen 
waren die Grundorganisationen nur drei bis fünf 
Mitglieder stark 60). 1958 war die Lage schon 
viel besser. Damals war die Gesamtzahl der 
Kolchosen als Folge weiterer Zusammenlegun-
gen auf etwa 78 000 abgesunken61 ); es hatte 
eine verstärkte Mitgliederwerbung unter den 
Kollektivbauern stattgefunden; und endlich 
hatte der zu Anfang 1958 gefaßte Entschluß
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, 
die Maschinentraktorenstationen aufzugeben 
und die Mehrheit ihres Personals in die Kol-
lektivwirtschaften zu überführen, eine große 
Zahl von Parteimitgliedern frei gemacht, die 
nun die Parteiorganisationen der Kollektiv-
wirtschaften verstärken konnten. „Fast alle“ 
Kollektivwirtschaften hatten nun Grundorgani-
sationen ).

gen der MTS, von allen möglichen Abgesandten 
der Parteizentrale, von den Parteisekretären des 
Gebietes und des Bezirkes, von den Vollzugs-
ausschüssen der regionalen Sowjets und von den 
Vertretern des Landwirtschaftsministeriums zu 
erhalten — um nur einige Funktionäre zu nen-
nen. Es herrschten Verwirrung und ein Mangel 
an Verantwortung, die gelegentlich durch das 
energische Eingreifen des örtlichen Parteisekre-
tärs gemildert oder verschlimmert wurden. Im 
September 1953 wurden die politischen Abtei-
lungen der MTS abgeschafft, und die Aufgabe 

enger und wirkungsvoller Überwachung der 
Wirtschaften wurde den Bezirksparteisekretären 
auferlegt. Die Raikom (Bezirksparteiorgani-
sation) wurde so reorganisiert, daß ihr Erster 
Sekretär an die Spitze einer Gruppe von „Sekre-
tären für die MTS-Zone“ trat. Jeder von diesen 
letztgenannten Sekretären kontrollierte ein 
Netz von „Instruktoren“, deren Pflicht es war, 
in engerem Kontakt mit den MTS-Brigaden und 
mit den Wirtschaften zu arbeiten, die in den 
Bereich fielen, den die MTS versorgte. Gleich-
zeitig wurden die Befugnisse der MTS, als den 
Organisatoren der Produktion auf den Kolcho-
sen unter der Gesamtkontrolle des Landwirt-
schaftsministeriums, stark erweitert.

Es ist möglich, daß dieses Kontrollsystem, 
das so stark von den MTS abhängig war, nur 
als ein vorübergehendes gedacht war, bis die 
Parteiorganisationen innerhalb der Wirtschaften 
verbessert werden konnten. Wie dem auch sei, 
über die Anstrengungen hinaus, die sich auf die 
Stärkung der Grundorganisationen der Partei 
innerhalb der Kolchosen richteten, wurden viele 
Tausende von Parteimitgliedern, meist aus den 
Städten (30 000 im Jahr 1955), ausgesandt, um 
den Posten eines Vorsitzenden der Kollektiv-
wirtschaften zu übernehmen. Im selben Maße, 
in dem sich die Organisation an Ort und Stelle 
verbesserte, wurde auch eine größere Dezentra-
lisierung gestattet: die Funktionen der örtlichen 
Parteifunktionäre nahmen im selben Maß zu, 
in dem jene der zentralen Funktionäre ab-
nahmen, während man es von 1955 an den 
MTS und Kollektivwirtschaften erlaubte, ihre 
eigenen detaillierten Produktionspläne aufzu-
stellen und zur Genehmigung und Koordinie-
rung der Zentrale vorzulegen, anstatt ihnen wie 
bisher Anweisungen von der Zentrale zu ertei-
len, die auch die geringsten Einzelheiten um-
faßten. Das letzte Stadium des Prozesses wurde 
1958 mit dem Beschluß erreicht, die MTS auf-
zulösen. Das Resultat davon war, daß die Wirt-
schaften eine unabhängige Planungseinheit wer-
den sollten, wobei der Bezirksparteisekretär 
als Sammelpunkt der Parteikontrolle und Wach-
hund zu dienen hatte, der die Bestrebungen der 
einzelnen Wirtschaften den Interessen des ge-
samten nationalen Produktionsplanes anglei-
chen sollte. Es ist noch zu früh, um eine Vor-
aussage über die wahrscheinlichen Ergebnisse 
dieser radikalen Veränderung zu machen. Daß 
diese Veränderung aber überhaupt vorgenom-
men wurde, beweist, daß man glaubte, die 
Entwicklung der Parteiorganisationen auf den 
Kolchosen sei weit genug fortgeschritten und 
die örtlichen Parteiorganisationen könnten im 
Zusammenwirken mit den vertrauenswürdigen 
Vorsitzenden der Kollektivwirtschaften und den 
verstärkten Grundorganisationen der Partei jene 
Kontrolle ausüben, die mehr als zwanzig Jahre 
lang den MTS als den proletarischen Vorposten 
im immer verdächtigen landwirtschaftlichen Hin-
terland oblegen hatte.



Kontrolle der Industrie
Die Reorganisation der Industrie, die zu so 

ernsten Konflikten unter den Parteiführern ge-
führt hatte, bewirkte ebenfalls eine Stärkung 
und Ordnung des Systems der Parteikontrolle. 
Auf der untersten Ebene blieben die Befugnisse 
der Grundorganisationen in der Industrie unver-
ändert. Aber allein die Tatsache, daß die Er-
höhung der Anzahl vollbezahlter Sekretäre 1957 
die Behörden beunruhigte, war ein Zeichen da-
für, daß der erhöhte Status der Partei eine ver-
stärkte Tätigkeit zur Folge hatte. Es gab keine 
Anzeichen dafür, daß die ständigen Konflikte, 
die aus dem Vorhandensein doppelter Autorität 
rührten, behoben waren, obwohl die wachsende 
Zahl von Parteimitgliedern mit technischer Aus-
bildung es ermöglichte, in einer steigenden Zahl 
von Fällen sicherzus
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tellen, daß der verantwort-
liche Parteifunktionär über eine gewisse Kennt-
nis der Fähigkeiten jener gebot, die er kontrol-
lierte. Auf den höheren Ebenen führte die Ver-
kleinerung und Delegierung der Autorität des 
Ministerrates der Union zu einem entsprechen-
den Anwachsen des Einflusses der Partei 64). In-
nerhalb der Bereiche der Volkswirtschaftsräte 
konnte die Partei die Kontrolle durch die mäch-
tigen Ersten Sekretäre der Gebiete ausüben las-
sen. Es war bezeichnend, daß die Anzahl dieser 
Räte und ihre Wirkungsbereiche, so wie sie 
schließlich festgesetzt wurden, sehr eng jenen 
Bereichen entsprachen, die schon der Kontrolle 
dieser Ersten Sekretäre der Gebiete unterstan-
den, selbst in Fällen, wo wirtschaftliche Erwä-
gungen die Unterteilung eines Bereiches oder 
eine andere Gruppierung von Rohmaterialien 
und Unternehmungen nahegelegt hätten 65). 
Offenbar hielt man es nicht für zweckmäßig, 
zu viel an dem gut geknüpften Netz der Auto-
rität zu ändern. Diese Sekretäre, die unmittel-
bar mit den entsprechenden Abteilungen des 
Sekretariats in Moskau zusammenarbeiteten, 
hatten dafür zu sorgen, daß die örtlichen Inter-
essen mit der Gesamtpolitik der Partei nicht in 
Konflikt gerieten. Auch in jedem Volkswirt-
schaftsrat wurden Grundorganisationen der Par-
tei errichtet. Aber ihre Befugnisse wurden jenen 
der Grundorganisationen in den Ministerien an-
geglichen und erstreckten sich also nicht, wie 
die der Grundorganisationen in einzelnen Indu-
strieunternehmungen, auf die Kontrolle ihrer 
Tätigkeit ).

Man könnte also sagen, daß der vorherr-
schende Trend jener fünf Jahre von 1953 bis 
1957 auf eine starke Ausweitung der Autorität 
der Partei zielte, und daß diese Ausweitung 
durch ein gewisses Maß an Dezentralisierung 
und durch starke Rationalisierung der Kontroll-

methoden erreicht wurde. Der persönliche, will-
kürliche und überzentralisierte Despotismus und 
die endlosen Autoritätskonflikte, die Stalins 
Herrschaft charakterisiert hatten, wurden nach 
und nach durch ein System ersetzt, in welchem 
der Regierungsapparat der Partei untergeordnet 
war. Wenn das Geschäft der Verwaltung im 
großen und ganzen dem Staatsapparat über-
lassen wurde, so gab es andererseits keinen 
Zweifel daran, daß die Leitung der Politik, der 
Schutz des zentralen Planes vor dem Übergrei-
fen örtlicher Interessen und die tägliche Kon-

Veränderung der Beziehungen zur Bevölkerung
Es sind nun noch die Veränderungen zu be-

trachten, die sich in der Beziehung der Partei 
zur Bevölkerung ereigneten. Die Führer der Par-
tei hatten ihre eigene Anschauung von den 
Gefühlen, welche die Bevölkerung der Partei 
entgegenbrachte, treffend ausgedrückt, als sie 
unmittelbar nach Stalins Tod von der Notwen-
digkeit sprachen, Maßnahmen zur Verhinderung 
von „Verwirrung und Panik“ zu ergreifen. Offen-
bar glaubten sie, sich nicht allzu vertrauensvoll 
darauf verlassen zu sollen, daß die Bevölkerung 
sich um die überlebenden Helfer des toten Füh-
rers scharen werde, nachdem einmal die strenge 
Hand Stalins erkaltet war. Zweifellos herrschte 
auch Ungewißheit darüber, welcher dieser Ge-
hilfen nun darauf hoffen konnte, über die Lo-
yalität des Parteiapparates zu gebieten. Wie 
schon in einer vorangegangenen Periode der 
Krise, im Jahr 1921, machte sich die Partei 
daran, die LInterstützung der Bevölkerung durch 
eine Politik der Zugeständnisse und durch eine 
entschlossene Anstrengung zu gewinnen, die 
materiellen Verhältnisse zu verbessern. Die 
Geschichte der nächsten fünf Jahre verzeichnete 
Maßnahmen zur Verbesserung des Loses der 
Bauern und Arbeiter und zur Vergrößerung des 
Angebotes an Konsumgütern, um die Kaufkraft 
der privilegierten Mitglieder der Gesellschaft 
zu absorbieren. Die Partei hat zweifellos zu 
einer anhaltenden Anstrengung aufgerufen, die 
Produktion auf allen Gebieten zu erhöhen. 
Aber im Gegensatz zu dem, was unter Stalin

Revision des Zwangsarbeitssystems
Tatsächlich waren die praktischen Maßnah-

men, die man ergriff, um eine strengere Beach-
tung der Gesetze zu erzielen und früheres Un-
recht zu beseitigen, von erheblicher Bedeutung. 
Es fanden mehrere Amnestien statt, dazu eine 
umfängliche Überprüfung der in Zwangsarbeits-
lagern festgehaltenen Personen, und viele wur-
den entlassen. Eine Anzahl prominenter Kom-
munisten, die in der Vergangenheit als Verräter 
irgendeiner Spielart verurteilt oder beseitigt 
worden waren, wurde rehabilitiert, die meisten 
von ihnen posthum. (Unter jenen, die so reha-
bilitiert wurden, befand sich der ehemalige stell-

trolle der Art und Weise, in welcher Regierungs-
organe und Wirtschaftsunternehmungen ihre 
Arbeit ausführten, auf die Schultern der Partei 
fielen. Am höchsten Punkt des Systems standen 
die Sekretäre des ZK, die nach 1957, wenn nicht 
schon vorher, im Parteipräsidium die Formu-
lierung aller Politik auf höchster Ebene kontrol-
lieren konnten und deren Führer, der Erste Se-
kretär, nach dem April 1958 auch formal die 
Führung des Regierungsapparates übernommen 
hatte. Wenn das Vorhandensein dieses zwei-
gleisigen Systems der Verwaltungskontrolle auch 
immer noch Anlaß zu Konflikten bot, dann war 
es doch klar, daß die Partei das letzte Wort zu 
sprechen hatte.

geschah, hat sie auch dafür gesorgt, daß diese 
Anstrengungen materiell nicht ungelohnt blie-
ben und darüber hinaus zu erreichen gesucht, 
daß die vorhandenen materiellen Güter einem 
weiteren Kreis der Bevölkerung zugute kommen, 
als das viele Jahre lang der Fall gewesen ist.

Eine der wichtigsten Maßnahmen, die von der 
Partei im Laufe der Herstellung der Ordnung 
nach Stalins Tod ergriffen wurden, bestand dar-
in, eine strengere Beachtung der Gesetze zu 
erzwingen. Die gänzliche Mißachtung gesetz-
licher Schutzbestimmungen und die willkürliche 
und beinahe uneingeschränkte Anwendung von 
Terror unter/Stalin wurden nun offen einge-
standen, obwohl man die Verantwortung dafür 
sorgfältig auf solche Individuen wie Berija und 
auf den „Personenkult" abwälzte, von dem es 
hieß, daß Stalin ihn in seinen späteren Jahren 
unzulässigerweise ermutigt habe. Jede Andeu-
tung, daß diese Ungesetzlichkeit das Resultat 
der privilegierten Stellung über dem Gesetz ge-
wesen sein könnte, die die Partei immer für 
sich in Anspruch genommen hatte, und daß auch 
das Fehlen eines unabhängigen Justizwesens 
dazu beigetragen haben könnte, wurde streng 
zum Schweigen gebracht. Was immer in der Ver-
gangenheit auch falsch gewesen sein mochte, die 
Partei war dafür nicht zu tadeln; und die Tat-
sache, daß die Partei sich nun bemühte, das Un-
recht gut zu machen, bewies, den Parteiführern 
zufolge, daß es nicht die Partei gewesen war, 
die in der Vergangenheit Fehler begangen hatte.

vertretende Volkskommissar für die Justiz, Pa-
schukanis, von dem es jetzt hieß, daß er zwar 
fehlerhafte Ansichten vertreten habe, aber zu 
Unrecht des Verrats beschuldigt worden sei.) 
Eine ausgedehnte Reorganisierung des Systems 
der Zwangsarbeit wurde in Angriff genommen. 
Eine Anzahl von Unruhen, die sich nach Stalins 
Tod in den Lagern ereignet hatten (und über die 
außerhalb der UdSSR durch ehemalige Insassen 
berichtet worden war), mag zur Beschleunigung 
der Reform beigetragen haben. Das MWD ver-
lor nach und nach seine ausgedehnten Wirt-
schaftsunternehmungen, die nun der Kontrolle 

64) Jedoch waren die Vorsitzenden der Volks-
wirtschaftsräte in der Mehrzahl der Fälle (58 gegen-
über 15, von denen, deren vorherige Laufbahnen 
bekannt waren) aus den Reihen der technischen oder 
Ministerialbeamten genommen worden, siehe A. 
Poplujko, „The Sovnarkhoz Chairmen" in Bulletin 
of the Institute for theStudy of the USSR, München, 
Mai 1958, Bd. 5, Nr. 5. S. 14—19.

65) Siehe einen Artikel von A. Nove in Problems 
of Communism, Nr. 6, Bd. 6, November—Dezember 
1957, S. 19—25, „The Soviet Industrial Reorganiza-
tion".

66) Partijnaja zizn', Nr. 11, Juni 1958, S. 16.



der zuständigen Industrieministerien unterstellt 
wurden. Die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Strafarbeiter, von denen es nun viel weniger 
gab, wurden erheblich verbessert. Man beschloß, 
alle Lager in „Kolonien" umzuwandeln, und die 
neu gebildeten Kolonien wurden ebenso wie die 
noch bestehenden Lager der gemeinsamen Zu-
ständigkeit des MWD und der örtlichen Sowjets 
unterstellt. Sowohl die örtlichen Sowjets als 
auch die Staatsanwälte waren nun für die

Überwachung der Zustände in den Lagern oder 
Kolonien verantwortlich. Es hieß, daß eine Ver-
ordnung vom 5. November 1934, durch die das 
Volkskommissariat für das Innere ermächtigt 
worden war, auf administrativem Wege Per-
sonen zur Verschickung zu verurteilen, die als 
„gesellschaftlich gefährlich" betrachtet wurden, 
außer Kraft gesetzt worden sei — obwohl diese 
außerkraftsetzende Verordnung nicht veröffent-

licht worden ist 67 ). 195 5 wurde ein Gesetz ver-
abschiedet, das den Staatsanwälten ins einzelne 
gehende Überprüfungsvollmachten gab und die 
Kontrolle über Verhaftungen, über Haftanstal-
ten, über Voruntersuchungen, die von der Miliz 
oder den Sicherheitsorganen in Kriminalfällen 
vorgenommen wurden, oder ganz allgemein über 
die Einhaltung der Gesetzlichkeit in den Ge-
richtshöfen und bei Verwaltungsmaßnahmen.

67) Siehe Sovetskoe gosudarstvo i pravo, Januar
1956, S. 3. Als der Zeitpunkt der Außerkraftsetzung 
wurde später September 1953 angegeben, siehe 
Partijnaja zizn', Februar 1957, Nr. 4, S. 68. Siehe 
ebenda, S. 66—68, eine offizielle Zusammenfassung 
alles dessen, was geschehen war, um die Legalität 
zu stärken. Vgl. ferner eine interessante Darstel-
lung sowohl persönlicher Gespräche als auch ver-
öffentlichter Informationen, in Harold J. Berman, 
„Soviet Law Reform — Dateline Moscow 1957“ in 
the Yale Law Journal, Bd. 66, Nr. 8, Juli 1957, 
S. 1191—1215.

69) Berman, a. a. O., S. 1215.

Verbesserungen im Rechtswesen
Obwohl man nicht mit Sicherheit behaupten 

kann, daß diese Vorschriften tatsächlich befolgt 
wurden68 ), darf doch nicht bezweifelt werden, 
daß eine bedeutsame Verbesserung im Rechts-
wesen stattfand. In Vorbereitung der neuen 
Strafgesetz- und Strafprozeßgesetzbücher, die 
schließlich im Dezember 1958 in Kraft gesetzt 
wurden, erörterten die Juristen weitere Verbes-
serungen. Alle diese Entwicklungen wurden 
zweifellos von der Bevölkerung sehr willkom-
men geheißen. Trotzdem blieben gewisse Vor-
behalte. Wie groß die Befugnisse auch sein 
mochten, die Gerichte und Staatsanwälte auf 
dem Papier innehatten, im Fall eines Kon-
fliktes mit der Parteilinie waren sie doch immer

Bleibender
Dieser neue Geist fing an, sich auch unter 

den Intellektuellen zu rühren. Unter den Schrift-
stellern (viele von ihnen Parteimitglieder) erho-
ben sich vorsichtige, gelegentlich auch kühne Stim-
men, die nach Aufrichtigkeit in der Literatur 
verlangten, für den Künstler die Freiheit forder-
ten, zu beschreiben, was er sah und nicht, was 
von ihm verlangt wurde, Stimmen, die in eini-
gen Fällen sogar die Zwangsjacke der Partei 
tadelten. Ähnliches war seit den frühen dreißi-
ger Jahren nicht mehr vernommen worden. Die 
Parteiführer reagierten auf diese neue Stimmung 
mit einem Argwohn, der nach dem ungarischen 
Aufstands versuch vom Oktober 1956, bei dem 
Schriftsteller und Intellektuelle eine führende 
Rolle gespielt hatten, noch stärker wurde. So-
weit bekannt ist, kehrte man nicht zu den Ter-
rormethoden zurück, die Stalin niemals anzu-
wenden gezögert hatte, wenn er seine Kritiker 
zum Schweigen bringen wollte. Aber die Partei 
warnte, überredete und kritisierte. Da sie den

68) Zum Beispiel gibt das Gesetz vom 24. Mai 
1955 den Staatsanwälten strenge Kontrollbefug-
nisse über Verhaftungen und über alle Vorunter-
suchungen in Kriminalfällen, wobei die Unter-
suchungen der Sicherheitsorgane vermutlich — weil 
sie nicht ausdrücklich ausgenommen werden — mit 
eingeschlossen sind. Nichtsdestoweniger sind in 
den Strafprozeßordnungen der RSFSR und anderer 
Unionsrepubliken, als sie im Oktober 1957 wieder 
veröffentlicht wurden, jene Anmerkungen ohne 
Kommentar wieder abgedruckt worden, die be-
sagen, daß die Kontrollbefugnisse über Handlungen 
der Sicherheitsorgane durch besondere (unver-
öffentlichte) Bestimmungen geregelt werden. Siehe 
Ugolovno- processual'noe zakonodatel’stvo SSSR 
i sojuznych respublik. Sbornik. (Osnovnye zakono-
datel’nye akty). Herausgegeben von D. S. Karev. 
Moskau 1957, S. 57, 108, 156, 193, 199, 200, 255, 260, 
277, 338, 376. Das Gesetz vom 24. Mai 1955 befindet 
sich auf S. 31—37.

noch ohnmächtig. Die Partei behielt sich das 
Recht vor, das Gesetz mit Füßen zu treten, wenn 
politische Überlegungen dies verlangten; es 
wurde stets von neuem betont, daß die im Ge-
setz verankerte Unabhängigkeit der Staatsan-
wälte und Richter nicht Unabhängigkeit von 
der Parteikontrolle bedeute, der sie alle unter-
worfen waren. Und mit dieser Einschränkung 
verloren die mit Gesetzeskraft übertragenen Zu-
ständigkeiten viel von ihrem praktischen Wert, 
da sie nur solange ausgeübt werden konnten, 
wie die Partei geneigt war, sie zu dulden. Wäh-
rend der Periode der größten Mißachtung der 
Gesetze — zum Beispiel 1937 und 1938 — 
waren die Staatsanwälte unter der damals herr-

Argwohn gegenüber den Intellektuellen
Schriftstellerverband kontrollierte, auf den je-
der Schriftsteller für die Genehmigung zur Ver-
öffentlichung seiner Werke angewiesen war, 
konnte die Partei letzten Endes die kühneren 
Geister wirkungsvoll durch ökonomischen Druck 
beeinflussen. Die Partei entmutigte weder jeg-
liche Kritik, noch verlangte sie, daß nichts an-
deres geschrieben werden solle als Lobeshymnen 
auf ihre Errungenschaften. Sie bestand aber auf 
zwei Dingen: Erstens müsse jede schöpferische

Neue Legenden für
Auch in anderen Bereichen des intellektuellen 

Lebens wurde mehr Freiheit zugestanden. Be-
sonders die wissenschaftliche Forschung war 
nicht länger mehr Stalins persönlichen Launen 
und seinem Fanatismus unterworfen und machte 
daher bemerkenswerte Fortschritte. Auf einem 
Gebiet jedoch hatte jede Forschung nach wie 
vor mit der größten Empfindlichkeit der Partei 
zu rechnen, nämlich auf dem Gebiet der Partei-
geschichte. Mikojans Anspielungen auf den Kur-
zen Lehrgang auf dem XX. Parteitag öffneten 
nicht den Weg zu objektiver Bewertung ver-
gangener Ereignisse. Chruschtschow hatte in 
seiner an die nichtöffentliche Sitzung des XX. 
Parteitages gerichteten Ansprache nachdrücklich 
betont, daß seine Bemerkungen über Stalin sich 
nur auf dessen letzte Lebensjahre bezögen; 
Stalins Kampf gegen die Anhänger Trotzkis und 
gegen die rechte Opposition sei im Grunde ganz 
korrekt gewesen, wenn es in der Praxis auch 
Übertreibungen gegeben habe. Die Parteiführer 

sehenden Gesetzgebung berechtigt, die Kontrolle 
über die Staatssicherheitsorgane auszuüben, und 
theoretisch verpflichtet, jeden Haftbefehl gegen-
zuzeichnen. Diese Befugnisse hatten sich als 
wenig wirksam erwiesen, nachdem die Partei sich 
einmal für die Verfolgung ihres gesetzlosen 
Kurses entschlossen hatte; sie könnten sich 
auch von neuem unwirksam erwiesen. Vielleicht 
wird die Lage am besten bezeichnet durch eine 
Bemerkung, die der stellvertretende General-
Staatsanwalt einem ihn besuchenden amerika-
nischen Professor der Rechtswi
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ssenschaft gegen-
über machte: „Wenn es nötig wird, werden wir 
die alten Methoden wieder einführen. Ich 
glaube aber, es wird nicht nötig werden.“ )

Kunst bewußt der Förderung der von der Partei 
vertretenen Ziele dienen — „Kunst um der 
Kunst willen" sei nicht erlaubt. Zweitens dürfe 
sich die Kritik zwar gegen einzelne Mißbräuche 
innerhalb des Systems richten, nicht aber gegen 
das System selbst, und bestehende Spannungen 
in der Gesellschaft dürften nicht verschärft wer-
den. Loyalität gegenüber der Parteipolitik und 
der Parteikontrolle müsse immer unmißver-
ständlich zum Ausdrude kommen.

die Parteigeschichte
bemühten sich nun darum, die Autorisierung 
ihrer eigenen Politik in einer Neuauslegung von 
Lenins Gedanken und Handlungen zu finden. 
Das führte dazu, daß den Legenden, mit denen 
die Periode der Herrschaft Lenins bereits ver-
schleiert war, noch weitere hinzugefügt wurden. 
Ein Artikel über diese weit zurückliegende Ver-
gangenheit, der sich mit der bolschewistischen 
Politik vom März und April 1917, vor Lenins 
Ankunft in Petrograd, befaßte, und in dem zum 
erstenmal seit Jahren die Tatsachen mit einer 



gewissen Objektivität dargestellt wurde, führte 
zur Auflösung des Herausgeberkreises von Wo-
prossy Istorii (Probleme der Geschichte), der 
Entlassung des erst
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en Stellvertreters des Her-
ausgebers und Autors des Artikels und zu einem 
Tadel für die Herausgeberin Pankratowa ).

Alle diese Veränderungen stellten in gewis-
sem Maße Zugeständnisse an die Öffentlichkeit 
dar; man hatte wohl auch begriffen, daß die 
einzige Alternative zum Terror in der Gewin-
nung eines größeren Rückhaltes in der Bevölke-
rung bestand. Obwohl die Frage der auswärti-
gen Beziehungen der Sowjetunion nach Stalins 
Tod hier nicht behandelt werden kann, soll doch 
darauf hingewiesen werden, daß sich die Be-
mühungen um die Zustimmung der Öffentlich-
keit in einem Fall auch in der Außenpolitik 
niederschlugen. In seinen Beziehungen zur nicht-
kommunistischen Welt hatte Stalin nicht ge-
zögert, die Sowjetunion an den Rand des Krie-
ges zu führen; zur Zeit seines Todes wurden 
fruchtlose Verhandlungen zur Beendigung der 
Feindseligkeiten in Korea in die Länge gezogen, 
und die von ihm in seinen letzten Lebensjahren 
betriebene Politik hatte das Entstehen eines be-
waffneten Bündnisses von Staaten bewirkt, die 
für ihre eigene Unabhängigkeit fürchteten. Ob-
wohl es für sowjetische Führer ungewöhnlich 
war, diese Möglichkeit zuzugeben (die deutlich 
vom messianischen Charakter der marxistischen 
Geschichtsbetrachtung abweicht), machte es die 
Entwicklung der Atomwaffen immer wahr-
scheinlicher, daß jeder Krieg zwischen der So-
wjetunion und den Vereinigten Staaten beide 
Kriegführende vernichtend treffen müßte. Die 
Außenpolitik der Sowjetunion war also, ähnlich 
wie ihre Innenpolitik, Zeugnis dafür, daß die 
Führer die Notwendigkeit erkannt hatten, der 
Bevölkerung, die einen neuen Krieg fürchtete, 
die Gewißheit zu geben, daß ihre Führer den 
Frieden bewahren würden. Die Zustimmung zu 
einem Waffenstillstand in Korea bald nach Sta-
lins Tod war vermutlich auf derartige Überle-
gungen zurückzuführen.

Indessen suchten die Parteiführer nicht das 
Vertrauen ihrer Untertanen mit einer Politik 
diplomatischer Kompromisse, mit begrenzten 
Vereinbarungen über Abrüstung, internationale 
Inspektion oder Schiedssprüche zu gewinnen — 
eine solche Politik hätte denn auch den voll-
ständigen Bruch mit den Traditionen bezeich-
net, die in vielen Jahren entstanden waren. Der 
Grundton der neuen Politik wurde vom Ersten 
Sekretär dem XX. Parteitag gegenüber sehr gut 
getroffen, als er hervorhob, daß Kriege zwi-
schen den sozialistischen und den nichtsozia-
listischen Mächten nicht länger mehr als un-
vermeidlich angesehen werden müßten, da die 
„Kräfte des Friedens“ innerhalb der nichtsozia-
listischen Länder mobilisiert werden könnten, 
um die Regierungen der imperialistischen 
Mächte an der Entfesselung eines weiteren Krie-
ges zu hindern.

Konkreter ausgedrückt bedeutete dies die 
Verstärkung einer energischen Kampagne, wel-
che die Sowjetunion als die Vorkämpferin des 
Friedens und die nichtkommunistischen Länder 
als Anhänger des Krieges hinstellen sollte. Die-
ser Appell richtete sich nicht nur an jene Be-
wohner nichtkommunistischer Länder, die mit 
den Kommunisten sympathisierten, sondern 
hauptsächlich an die breite Öffentlichkeit, die 
man davon zu überzeugen hoffte, daß das ein-
zige Hindernis vor dem Frieden die Halsstar-
rigkeit sei, mit welcher die Regierungen der 
nichtkommunistischen Länder sich weigerten, 
mit der Sowjetunion zu einer Vereinbarung zu 
gelangen. Diese Politik unterschied sich sehr 
von der ehemals von der Komintern betriebenen 
Politik. Hier handelte es sich um einen Appell 
an ein viel größeres Publikum, als es die kom-

Kein Zweifel am Triumph des Kommunismus
Daß das Ziel dieser Politik der endgültige 

Triumph des Kommunismus im Weltmaßstab 
ist, wurde zu keinem Zeitpunkt bestritten. 
Dies zu bestreiten wäre denn tatsächlich auch 
unvereinbar mit der fundamentalen marxisti-
schen Anschauung von der Geschichte gewesen. 
Man bestritt nur nachdrücklich und wiederholt, 
daß die sowjetische Partei die Absicht habe, dem 
unvermeidlichen Prozeß der Geschichte durch 
Wühlarbeit oder Gewalt nachzuhelfen. Auf dem 
XX. Parteitag betonte der Erste Sekretär nicht 
nur, daß jedes Land seinen eigenen Weg zum 
Sozialismus verfolgen solle, sondern auch, daß 
es in einigen Fällen möglich sei, den Übergang 
zum Sozialismus ohne Bürgerkrieg oder Gewalt-
anwendung zu vollziehen. Andere Sprecher, be-
sonders Mikojan, ließen dann allerdings erken-
nen, wie man sich einen solchen friedlichen 
Übergang zum Sozialismus vorstellte, indem sie 
auf praktische Beispiele verwiesen, — nämlich 
auf die baltischen Staaten und die osteuro-
päischen Staaten. In allen diesen Fällen war der 
Kommunismus jedoch entweder als Folge eines 
von Moskau organisierten Umsturzes und di-
rekter Bedrohung mit militärischer Aktion durch 
die Sowjetunion, oder als Folge der Anwesenheit 
sowjetischer Truppen zur Macht gelangt. Au-
genscheinlich war nach Auffassung der Partei 
eine von der Sowjetunion einem kommunisti-
schen Staatsstreich gewährte Unterstützung die-
ser Art weder als Subversion noch als Gewalt-
anwendung anzusehen.

Aber wenn die Parteiführer auch noch so 
sehr darum besorgt waren, ihre Anhänger in-
nerhalb und außerhalb der Partei davon zu 
überzeugen, daß sie eine Politik des Friedens 
befolgten, so scheuten sie doch nicht vor der 
Anwendung von Gewalt zurück, wenn es galt, 
die kommunistische Herrschaft in jenen Ländern 
zu sichern, deren Parteien sich, als Ergebnis des 
Vormarsches der Roten Armee, an der Macht 
eingerichtet hatten. Im Juni 1953 wurden so-
wjetische Truppen in Mitteldeutschland einge-
setzt, im Oktober 1956, in noch größerem Maß-
stab, in Ungarn. In beiden Fällen galt es, die 

munistischen Parteien, jedenfalls in Westeuropa 
oder den Vereinigten Staaten, jemals für sich 
hatten gewinnen können. Tatsächlich zeigte 
sich die Sowjetunion in einigen Fällen sehr 
wohl bereit, eine kommunistische Partei zu 
übergehen oder fallen zu lassen, wenn sie sich 
davon größere Aussichten bei der Gewinnung 
von Anhängern versprach, die von der tradi-
tionellen kommunistischen Partei abgeschreckt 
worden wären. Diese Politik, sich um größeren 
Anhang zu bemühen, als man ihn durch die 
bloße Propagierung des Kommunismus zu ge-
winnen hoffen konnte, wurde mit besonderer 
Entschlossenheit in den ehemaligen afrikani-
schen und asiatischen Kolonialgebieten betrie-
ben, wo die Sowjetunion den wachsenden Na-
tionalismus und die Unbeliebtheit der West-
mächte ausnutzen zu können hoffte.

kommunistische Herrschaft gegen einen Auf-
stand zu verteidigen, der zwar von der Sowjet-
union als „Konterrevolution“ bezeichnet wurde, 
einem unabhängigen Beobachter (im Fall Un-
garns einer Kommission der Vereinten Nati-
onen) jedoch als ein Volksaufstand gegen die 
kommunistische Herrschaft, nicht aber als ein 
Versuch zur Wiederherstellung einer reaktio-
nären Regierungsform erschien. Ganz offenbar 
hielt man den Zusammenbruch auch nur einer 
kommunistischen Regierung für gefährlicher als 
einen gewissen Prestigeverlust oder auch das 
Risiko, an Glaubwürdigkeit zu verlieren, wenn 
man Beteuerungen der Friedensliebe mit mili-
tärischen Aktionen gegen Arbeiter und Studen-
ten verband.

Die Entspannung nach Stalins Tod führte zu 
einer Gärung und einer Ungeduld mit den alten 
Methoden der Parteikontrolle sowohl innerhalb 
der UdSSR als auch in den kommunistisch kon-
trollierten Ländern außerhalb der Sowjetunion. 
Dies machte den Parteiführern in Moskau ernste 
Sorge. Wohl mehr der Einfachheit wegen als 
mit Anspruch auf historische Genauigkeit verur-
teilten die Parteiideologen diese Ungeduld unter 
der zusammenfassenden Bezeichnung „Revisio-
nismus“ — womit sie sie jenen Theorien gleich-
setzten, die Bernstein 1899 entwickelt hatte. 
(Diese Theorien Bernsteins standen im Gegen-
satz zu der Behauptung von Marx und Engels, 
daß der Sozialismus erst nach einer gewaltsam 
vollzogenen Revolution erreicht werden kön-
ne 71).1). Eine solche Identifizierung erlaubte es, 
jene abfälligen Äußerungen, die Lenin fast sech-
zig Jahre zuvor über Bernstein und seine rus-
sischen Anhänger gemacht hatte, nun auch auf 
die unzufriedenen Zeitgenossen anzuwenden. 
Ein kürzlich erschienenes amtliches Handbuch 
sagt, daß die Revisionisten den Marxismus-Le-
ninismus für „veraltet" erklären, die historische 
Notwendigkeit einer proletarischen Revolution 

70) Für den Artikel (von E. N. Burdzalov) siehe 
Voprosy istorii, Nr. 4, 1956, S. 38—56, für die Ver-
ordnung, die den Herausgeberkreis rekonstituierte 
und unter anderem den Artikel kritisierte, siehe 
SPR, 1957, S. 381—382.

71) Siehe Schapiro 
munistischen Partei der Sowjetunion“, S. 15/16.



und der Diktatur des Proletariats während der 
Übergangsphase vom Kapitalismus zum Sozia-
lismus bestreiten, „die führende Rolle der mar-
xistisch-leninistischen Partei“ und die „Grund-
sätze des internationalen Sozialismus vernei-

Kontrolle, aber kein Terror
Die Partei blieb also nach wie vor entschlos-

sen, den Griff, mit dem sie die Bevölkerung 
umklammert hielt, nicht zu lockern: sie mochte 
mehr als zuvor auf die Stimme der „Massen“ 
achten, doch hielt sie an der Überzeugung fest, 
daß es ihre Aufgabe sei, die Massen zu führen 
und ihnen, wo immer notwendig, ihren Willen 
aufzuzwingen. Immerhin war aber fünf Jahre 
nach Stalins Tod ein tiefgehender Unterschied 
in den Beziehungen zwischen Partei und Bevöl-
kerung festzustellen. Nach außen hin mag es so 
geschienen haben, als sei die Bevölkerung un-
verändert gehorsam geblieben una sich der Mög-
lichkeit, irgendwelche Kontrolle über ihre Herr-
scher auszuüben, ebensowenig bewußt wie wäh-
rend der vorangegangenen siebenhundert Jahre. 
Doch war sie nicht länger mehr durch den Terror 
geknebelt, der lange Perioden der Stalinschen 
Herrschaft gekennzeichnet hatte. Zwar konnte 
niemand mit Gewißheit die Rückkehr des Ter-
rors ausschließen, und auch ohne den Terror 
wirkte die Strenge der Gesetze zusammen mit 
der Ermessensfreiheit der Gerichte bei ihrer An-
wendung noch abschreckend genug auf poten-
tielle Rebellen — aber eine Bevölkerung, die den 
Sturz Berijas mit angesehen und wenigstens aus 
zweiter Hand von Chruschtschows vernichtender 
Kritik an Stalin gehört hatte, mußte das Gefühl 
bekommen haben, daß wenigstens einiges von 
der magischen Macht, die Stalin umgeben hatte, 
geschwunden war.

Es ist anzunehmen, daß dem gewöhnlichen 
Bürger die Partei mit ihren kühnen Parolen und 
ihrer amtlich festgelegten Sprachregelung ebenso 
fremd blieb wie zuvor. Es gibt genügend Be-
weise für die allgemeine Gleichgültigkeit gegen-
über Fragen der Parteidoktrin, eine Gleichgültig-
keit, von der nicht nur diejenigen befallen sind, 
die außerhalb der Partei stehen, sondern auch 
die gewöhnlichen Parteimitglieder; die große 
Zahl derjenigen, die sich Jahr für Jahr vom 
Komsomol lösen, deutet darauf hin, daß diese 
Gleichgültigkeit sogar unter der jüngeren Gene-
ration zu finden ist, von der man doch anneh-
men könnte, daß sie für die Massenbegeisterung 
besonders anfällig sei. Für den gewöhnlichen 
Menschen blieb die Partei der unbequeme An-
treiber, der Stachel für die Indolenten, das 
strenge Gewissen für die Schwankenden. Man 
schreckte auch nicht länger mehr so davor zu-
rück, Empfindungen auszusprechen, die man 
unter Stalin jedenfalls verschwiegen hätte; 
dieser Schluß drängt sich auf, wenn man die in 
den letzten Jahren erschienenen, offenherzigeren 
literarischen Arbeiten als verläßliches Zeichen 
betrachtet. Zwar waren einige der tieferen Ur-
sachen noch nicht beseitigt, die zur Errichtung 
von Schranken zwischen Partei und Bevölkerung 
und zwischen Parteielite und Parteigefolgschaft 

nen“, den demokratischen Zentralismus ableh-
nen und „die Umfor
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mung der kommunisti-
schen Partei von einer kämpferisch revolutionä-
ren Organisation in eine Art Diskussionsklub“ 
verlangen ).

geführt hatten, doch läßt sich sagen, daß die 
Parteiführer nicht einzig mehr durch heuchle-
rische Ermahnungen versuchten, diesem Zustand 
abzuhelfen. Das Ansteigen des Lebensstandards 
gab Anlaß zu der Erwartung, daß die Partei nun 
doch noch all jene Wohltaten austeilen werde, 
die sie so lange als Belohnung für die zahllosen 
Entbehrungen in Aussicht gestellt hatte, die sie 
forderte. Der Preis, der den Privilegierten 
winkte, mochte noch ebenso herausfordernd 
hoch sein wie zuvor, aber es verbreitete sich 
doch das Gefühl, ab sei die Chance, diesen Preis 
zu erringen, gerechter verteilt als bisher. Den 
Führern mußte eine weitere Streuung von Privi-
legien geradezu als ein Vorteil erscheinen, denn

Die Partei als Machtbasis Chruschtschows
Wir beschäftigen uns jedoch mit der Partei 

selbst als einem Instrument der Kontrolle. Was 
blieb übrig von den sechs Zügen, die zu Anfang 
aufgezählt wurden? In der Hauptsache scheinen 
alle bis auf zwei den Mann überlebt zu haben, 
der so viel dazu beigetragen hat, sie der Partei 
aufzuprägen, die er so lange beherrschte. Sie 
blieb eine Massenpartei, die zwar bei der Auf-
nahme von Mitgliedern eine Auswahl traf, 
gleichzeitig aber bestrebt war, ihre Basis in allen 
Klassen der Gesellschaft zu verbreitern. Die Vor-
herrschaft der Funktionäre und Sekretäre in ihr 
hatte nur wenig — wenn überhaupt — abge-
nommen. Im Parteiapparat hatten behutsame 
Versuche einer Dezentralisation stattgefunden, 
doch die Partei blieb im wesentlichen hochzen-
tralisiert und unverändert unter der Kontrolle 
des Sekretariats in Moskau. Sie bewachte so 
eifersüchtig wie je ihr Machtmonopol und war 
nach wie vor darauf bedacht, jede erdenkliche 
Einrichtung im Lande mit ihren Mitgliedern 
zu durchsetzen. Aber zwei Züge, die der un-
mittelbare Ausfluß von Stalins machtvoller Per-
sönlichkeit gewesen waren, konnte man 1958 
nicht mehr feststellen. Die Partei hatte ganz 
offen ihren Vorrang im Staat wieder durchge-
setzt. Sie war nicht länger mehr ein alternatives 
Herrschaftsinstrument, dessen der Diktator sich 
jederzeit bedienen konnte, wenn er nicht dazu 
aufgelegt war, durch den Regierungsapparat oder 
den Sicherheitsapparat zu handeln. Zweitens 
regierte Stalins Nachfolger an der Spitze der 
Partei trotz aller seiner großen Macht durch die 
Partei und mit der Partei, und nicht wie Stalin 
vor ihm über ihren Kopf hinweg. Chruschtschows 
Macht war ihm von der Partei verliehen: er war 
mächtig, weil ei in der Hierarchie der Partei, die 

auf diese Weise entstand eine größere Gruppe 
von Personen, die in der Erkenntnis, daß ihre 
eigenen Privilegien vom Fortbestehen und der 
Stärke des Parteiapparates abhingen, jede Kritik 
zurückhielten. Fünf Jahre nach Stalins Tod be-
fand sich die sowjetische Gesellschaft in einem 
fließenden, veränderlichen Zustand. Der Terror, 
auf den die Herrschaft der Partei sich viele Jahre 
lang in der Hauptsache gestützt hatte, war ab-
geschüttelt, der Mythos der Unfehlbarkeit war 
in Zweifel gezogen worden. Aber die starke 
Bindung der begeisterten „Massen“ an ihre 
„vergötterten“ Führer, von der in der Propa-
ganda so viel die Rede war, mußte zum größten 
Teil erst noch geschaffen werden. Die Führer 
hatten damit bereits begonnen, indem sie sich in 
der Innen- und Außenpolitik eine gewisse Mäßi-
gung auferlegten. Die Mission, die ihnen als 
Führern auferlegt war, hatten sie nicht abge-
worfen, doch hatten sie gelernt, daß der Führer 
auf das Maß Rücksicht nehmen muß, in dem der 
Geführte fähig ist, Leiden zu ertragen. Nur die 
Zeit kann zeigen, welche neue Faktoren in den 
Beziehungen zwischen Partei und Bevölkerung 
diese neuen Bedingungen hervorbringen werden.

selbst an allererster Stelle stand, den obersten 
Platz einnahm.

1902 hatte Lenin zum Nutzen der unterirdisch 
in Rußland arbeitenden Sozialdemokraten seine 
Ansiciten über die Form, welche die Partei an-
nehmen sollte, die er aufzubauen versuchte, 
schriftlich skizziert: „Die Bewegung leiten muß 
eine möglichst kleine Anzahl möglichst gleich-
artiger Gruppen erfahrener und erprobter Berufs-
revolutionäre. An der Bewegung teilnehmen 
muß eine möglichst große Anzahl möglichst ver-
schiedenartiger und mannigfaltiger Gruppen aus 
den verschiedensten Schichten des Proletariats 
(und anderer Volksmassen). Die zentrale Partei-
stelle muß von jeder einzelnen dieser Gruppen 
nicht nur genaue Angaben über ihre Tätigkeit, 
sondern auch möglichst vollständige Angaben 
über ihre Zusammensetzung in Händen haben. 
Wir müssen die Leitung der Bewegung zentrali-
sieren. Wir müssen auch ... die 'Verantwortlich-
keit jedes einzelnen Parteimitgliedes ... der Par-
tei gegenüber möglichst stark dezentralisieren... 
Damit die Zentralstelle nicht nur (wie es bisher 
der Fall war) beraten, überreden, diskutieren, 
sondern das Orchester wirklich dirigieren kann, 
ist es erforderlich, daß man genau weiß, wer wo 
welche Geige spielt, wo und wie er welches 
Instrument spielen gelernt hat oder lernt, wer 
wo und warum falsch spielt (wenn die Musik in 
den Ohren kratzt) und wen man, wie und wo-
hin, zur Beseitigung des Mißklangs versetzen 
muß usw.72).“

72) Politiceskij slovar’, 474—475. 73) Lenin, Bd. 5, S. 189—190, [Werke II, Bd. 6, 

Lenin beabsichtigte eine konspirative Partei 
aufzubauen, die in einem Agrarland, dessen 
Arbeiterklasse klein, ungeschult und unerfahren 
war, eine Revolution bewirken sollte. Einund-



vierzig Jahre nach der Machtergreifung, nach 
einer industriellen Revolution und einer Um-
bildung des Erziehungswesens zeigte die kom-
munistische Partei der Sowjetunion immer noch 
alle jene Züge, die Lenin im Jahre 1902 für not-
wendig erachtet hatte. 1902 befürchtete Lenin 
vor allem, daß die Massen unfähig sein würden,

Hoffnung auf die jüngere Generation ?
Bedeutet das nun, daß die Partei, solange sie 

an der Macht bleibt, dazu verurteilt ist, zentra-
lisiert, diktatorisch und undemokratisch zu sein? 
Das Geschäft des Propheten, ein undankbares 
Geschäft, wie man weiß, ist zum Glück nicht 
Sache des Historikers. Jenen aber, die geneigt 
sind, sich auf dieses Gebiet zu wagen, möchte ich 
eine Mahnung zu Vorsicht mit auf den Weg 
geben. Die sowjetische Kommunistische Partei 
hängt mehr als irgendeine der Geschichte be-
kannte zivile Organisation von den Persönlich-
keiten ab, die sie von oben her beherrschen. Die 

ihre eigenen Interessen zu erkennen, wenn die 
Parteiführer ihnen nicht sagten, was sie zu tun 
hatten. 1958 sagte der Führer der Partei immer 
noch das gleiche: „Die Spontaneität, Genossen, 
ist der tödlichste Feind von allen 74 ).“ So stark 
ist der Glaube des Menschen an seine Unfehlbar-
keit.

74) 
Rede 
central’nogo komiteta kommunisticeskij 
Sovetskogo Sojuza 15—19 dekabrja 
Stenograficeskij otcet. Moskau 1957, S. 452.

Männer, die im Augenblick über sie herrschen, 
gehören in der Hauptsache einer älteren Gene-
ration an als jene, die die Mehrheit der Mitglie-
der bilden. Ihre obere Schicht besteht aus Neo-
Stalinisten, die von der Teilnahme an Stalins 
Ausschreitungen gezeichnet sind. Im Lauf der 
Zeit müssen ihnen jüngere Menschen folgen, die 
während des Krieges und in den Nachkriegs-

jähren zur Reife gelangt sind. Diese jüngeren 
Menschen haben eine bessere Bildung genossen 
als die älteren. Sie sind nicht in der Atmosphäre 
der Stalinschen Wirbelstürme ausgewachsen, son-
dern in der heldenhaften Verteidigung ihres 
Landes und beim begeisterten Wiederaufbau der 
vom Feinde hinterlassenen Ruinen. Auf sie fällt 
nicht die Schuld, Stalin an der Macht gehalten 
und alles das geduldet zu haben, was Stalins 
Regime bedeutete. Viele von ihnen sind mittel-
bar oder unmittelbar in der Lage gewesen, ihre 
brennende Neugierde in bezug auf die Welt 
draußen zu befriedigen, jene Welt, die unter 
Stalin nur in der Verzerrung durch die Partei-
linie zu sehen war. Wird ihr politischer Horizont 
immer noch durch jene Regeln eingeengt sein, 
die Lenin einstmals für eine unterirdische Ver-
schwörung aufstellte, wenn und falls sie an die 
Reihe kommen werden, durch das Mittel der 
Partei zu herrschen?

Anmerkung:



HEINZ GOLLWITZER

Staatsgesinnung und Nationalbewußtsein heute
Zur preußisch-deutschen Geschichte sind in der Beilage inzwischen verschiedene Beiträge veröffentlicht worden. Folgende 
Historiker kamen dabei zu Wort (in der Reihenfolge des Erscheinens): Walter Bußmann („Ernst Moritz Arndt“ B 10/60), Ernst 
Weymar („Ernst Moritz Arndt" B 20/60), Gordon A. Craig („Die Preußische Armee 1807—1840“ B 47/60), Theodor Schieder 
(„Das deutsche Kaiserreich von 1871 als Nationalstaat" B 3/61), Ludwig Dehio („Preußisch-deutsche Geschichte 1640—1945" 
B 3/61), Wolfgang Schlegel („Preußisch-deutsche Geschichte als politisch-pädagogisches Problem" B 23/61), Walter Bußmann 
(„Der deutsche Reichs- und Nationalgedanke im 19. und 20. Jahrhundert" B 30/61), Golo Mann („Bismarck" B 44/61), Eberhard 
Kessel („Adolf Hitler und der Verrat am Preußentum" B 46/61). Dabei war es das Bestreben der Redaktion, verschiedene An-
schauungen einander gegenüberzustellen, konservative und weniger konservative, um dem Leser die Möglichkeit zu eigener 
Urteilsbildung zu geben. — Durch die genannten Veröffentlichungen in der Beilage ist Professor Heinz Gollwitzer, Universität 
Münster, zu der folgenden Betrachtung angeregt worden.

»Zu spät für ein deutsches Nationalbewußt-
sein“ — so war vor einigen Monaten der Bericht 
einer großen deutschen Tageszeitung überschrie-
ben, der sich mit einer dem Nationalgedanken 
und seiner Problematik gewidmeten Tagung der 
Friedrich Naumann-Stiftung beschäftigte. Ver-
anstaltungen solcher Art sind heute nicht selten, 
und sie werden ergänzt durch publizistische und 
wissenschaftliche Auseinandersetzungen über daß 
gleiche Thema. Daß eine Diskussion über das 
Nationalbewußtsein in Gang gekommen ist, 
scheint symptomatisch für zwei Tatbestände zu 
sein. Einmal ist es mit der unbesehenen Geltung 
des überkommenen Nationalbegriffs vorbei, zum 
anderen verstehen sich nur wenige zu einer pau-
schalen Verwerfung des Nationalgedankens. Aus 
diesem Dilemma erwächst eine gewisse Unruhe 
und vielfach der Wunsch nach einer neuen Be-
stimmung des Nationalen. Zwischen der äuße-
ren staatlichen und wirtschaftlichen Stabilität 
der Bundesrepublik und der inneren Sicherheit 
des politischen Bewußtseins ihrer Bürger besteht 
noch keine Übereinstimmung.

Die Gründe für eine allenthalben deutlich be-
merkbare Zurückhaltung und Unsicherheit dem 
Nationalgedanken gegenüber liegen auf der 
Hand. Das deutsche Volk — aber nicht es 
allein — ist unter nationaler Flagge grausam 
überfordert worden und geistig wie politisch in 
eine Sackgasse geraten. Die politische und mo-
ralische Legitimation zahlreicher Wortführer des 
öffentlichen Lebens, die zum Opfer für natio-
nale Existenz und Größe aufriefen, hat sich als 
nichtig erwiesen. Die Überspitzung des Natio-
nalbewußtseins zum Nationalismus hat inner-
halb Europas und außerhalb weithin zu einer 
trostlosen Situation geführt. Vieles, was unter 
dem Vorhaben oder auch nur dem Vorwand 
nationaler Bestands- und Lebenssicherung, na-
tionaler Integration und Purifikation geschehen 
ist, schreit zum Himmel. Wir haben erlebt und 
erleben es noch täglich, wie der Nationalbegriff 
lediglich vorgeschoben und manipuliert wird. In 
der kommunistischen Welt ist der Nationalge-
danke grundsätzlich weit hinter die gesell-
schaftspolitische Zielsetzung zurückgetreten, 
taktisch und propagandistisch wird er jedoch je 
nach Bedarf hervorgeholt oder wieder auf Eis ge-
legt. Daß sich „Sowjetpatriotismus“ und russi-
sches Nationalbewußtsein während des „Großen 
Vaterländischen Krieges" als gewaltige Macht 
erwiesen haben, steht auf einem anderen Blatt. 
Solange sie unter der Regie und Kontrolle der 
Partei und ihrer Ideologie stehen, sind sie keine 

selbständigen Größen, sondern zählen zum In-
strumentarium der politischen Strategie.

Für den deutschen Zeitgenossen erschwert sich 
das Problem des Nationalen durch die politische 
Spaltung des Vaterlandes. Mancher, der sich 
einst für die Nation im Zustand der Großmacht 
erwärmen konnte, erwägt, ob sich noch Emoti-
onen oder Hingabe an reduzierte Staatsgebilde 
lohnen, die auf jeden Fall in größere Systeme 
eingeordnet bleiben und deren selbständige 
außenpolitische Manövrierfähigkeit gering ist. 
Schließlich fragt es sich — und das ist wohl ein 
besonders ernsthafter Einwand —, ob nicht ange-
sichts einer zusehends sich vereinheitlichenden 
Welt und einer Menschheit, die buchstäblich 
nach den Sternen greift, das Nationalbewußtsein 
nur noch einen erweiterten Provinzialismus und 
reaktionären Partikularismus darstellt, während 
eine ökumenische Bewußtseinslage mehr und 
mehr das nationale Denken zu überlagern scheint.

Der Verfasser darf vorwegnehmen, daß er bei 
sorgfältiger Berücksichtigung der aufgeführten 
und weiterer Einwände dem Nationalbewußtsein 
auch heute noch eine positive und wesentliche 
Rolle zumißt. Wenn dieser Standpunkt im fol-
genden begründet wird, so sei doch nicht mehr 
als nötig auf die Ergebnisse der historischen 
Forschung über die Entwicklung des National-
gedankens zurückgegriffen. Der Hinweis er-
scheint freilich nicht überflüssig, daß die Ge-
schichtswissenschaft in den letzten Jahrzehnten 
über das Wesen des Nationalbewußtseins und 
des Nationalismus entscheidende Einsichten er-
arbeitet hat. Nicht nur das historische Phäno-
men steht uns heute deutlich vor Augen, son-
dern auch Terminologie und Begriffsbestimmung 
haben im Zusammenwirken mit anderen Diszi-
plinen weitgehende Klärung erfahren. Da die 
vorliegenden Betrachtungen weniger von wis-
senschaftlichen Erwägungen als von staatspoli-
tischen Motiven ausgehen, wird indessen ein 
pragmatischer und aktueller Ausgangspunkt ge-
sucht. Wir finden ihn in der Existenz der Bun-
desrepublik, deren Bürger wir sind und deren 
Gesetze uns binden.

Die Bundesrepublik ging aus einer weit 
schlimmeren Katastrophe als der Weimarer Staat 
hervor. Ihre Geburtsstunde hat kaum irgendwo 
Enthusiasmus ausgelöst. Vergleicht man die 
Gründung des Hohenzollernreichs 1871 oder die 
Ausrufung der Republik 1918 mit den Umstän-
den, unter denen die Bundesrepublik ins Leben 
trat, so fällt unter anderem auf, wie zurückhal-

tend und vorsichtig sich Wissenschaft und Pu-
blizität mit der Sinndeutung des neuen und pro-
blematischen Gebildes, mit der Prognose seiner 
Zukunft verhielten. Schiffbrüchige hatten eine 
Küste erreicht, aber niemand konnte wissen, was 
ihnen dort bevorstand. Frühere Vorstellungen 
vom Sinn oder gar dem krönenden Abschluß 
einer Entwicklung, von der Erfüllung und dem 
notwendigen Ergebnis eines historischen Prozes-
ses, der positiv und optimistisch aufgefaßt 
wurde, schienen in ihr Gegenteil verkehrt. Wer 
die Aufteilungspläne der Alliierten aus den letz-
ten Kriegsjahren kennt, weiß, daß es mit einer 
leichten Wendung des Geschicks auch zu ganz 
anderen territorialen Lösungen als denen der 
Bundesrepublik hätte kommen können. Als 
Konglomerat von Besatzungszonen, als Will-
kürprodukt ist die Bundesrepublik ins Leben ge-
treten, und —in welchem Maße hat sie sich doch 
binnen zehn Jahren konsolidiert und perfekti-
oniert! Zwar gehört es zum politischen guten 
Ton, die Bundesrepublik nicht zu loben, ihr 
keine überschwenglichen Prognosen zu stellen, 
vielmehr das Prekäre ihrer Existenz hervorzu-
heben. Aber es kann kein Zweifel bestehen, daß 
dieses Staatswesen funktioniert und seinen Platz 
im Koordinatensystem der Weltpolitik ein-
nimmt.

Die Geschichte der Entstehung der Bundes-
republik ist lehrreich für das Wesen der Staats-
bildung überhaupt. Im Banne problematischer, 
aber gleichwohl mächtig nachwirkender staats-
philosophischer Anschauungen ist man weithin 
auch heute noch nur zu sehr geneigt, das Ent-
stehen und Werden von Staaten im Sinne „orga-
nischen Wachstums" aufzufassen und — mißzu-
verstehen. Der historische Befund erweist, daß 
es vielmehr Handlungen und Entscheidungen, 
Maßnahmen und Willkür (in der ursprünglichen 
wie in der später abwertenden Bedeutung des 
Wortes) sind, die Staaten zuwege bringen. Die 
weitere innere Entwicklung eines Staatswesens, 
die Gewöhnung einer Bevölkerung an ihren 
Staat und die Identifikation mit ihm sind be-
dingt durch die Realitäten des politischen All-
tags, d. h. die gemeinsame Regierung, Verwal-
tung, Rechtsprechung, Gesetzgebung, gemein-
samen Militärdienst und gemeinsame Öffent-
lichkeitsanliegen aller Art sowie durch die poli-
tisch-historischen Schicksale, denen die Staaten 
und ihre Bevölkerung unterliegen.

Damit ist freilich noch nicht alles über Sein 
und Möglichkeiten des Staates ausgesprochen. 
Soll der Staat gedeihen — und das ist insbe-



sondere im Hinblick auf die Bundesrepublik ge-
sagt —, so genügt es keineswegs, daß die Bevöl-
kerung die innerhalb der territorialen Grenzen 
gebotenen Lebenschancen ergreift und die Or-
ganisation des Staates und seine Gebote zur 
Kenntnis nimmt, sich seiner juristisch-politi-
schen Apparatur bedient und sich unter dem 
Motto von Geben und Nehmen in das gleiche 
unpersönliche Verhältnis mit ihm einläßt, das 
etwa einer Versicherungsanstalt gegenüber an-
gemessen wäre. Nein, Staatszugehörigkeit 
schließt mehr in sich; sie hat auch eine mora-
lische und eine emotionale Seite! Kein Staat 
existiert ohne die Zustimmung der Bürger zu 
seiner elementaren Existenz, ohne ihre Sym-
pathie, ohne ihre innere Anteilnahme an den 
Staatsangelegenheiten und ihr Einstehen für 
seine Sicherheit und Unversehrtheit. Der Staat 
bedarf des Staatsbewußtseins seiner Angehöri-
gen, eines Staatsbewußtseins, das nicht mit einer 
Staatsideologie verwechselt werden darf. Gewiß, 
Staatsphilosophien und Staatsideologien kommt 
als Antworten auf wechselnde Situationen des 
öffentlichen Lebens, als geistiger Bewältigung 
neu auftauchender Fragen der Staatsexistenz 
eine relative Berechtigung durchaus zu. Beim 
Staatsbewußtsein handelt es sich indessen um 
Einfacheres und gleichzeitig Notwendigeres. Wie 
der Einzelne, so vermag auch ein aus Menschen 
bestehendes Kollektiv nicht ohne Ehre und Re-
putation, nicht ohne ein Minimum von Selbst-
achtung und Willen zur Selbstbehauptung aus-
zukommen. Diesen Satz anerkennen und zu sei-
ner Geltung beizutragen, heißt Staatsbewußt-
ein realisieren und die Wohlfahrt des Staates 

von innen her gewährleisten.

Nirgendwo existiert ein abstrakter Staat, 
überall ist das Staatswesen in geschichtliche und 
kulturelle Dimensionen eingebaut. Es empfiehlt 
sich — nicht so sehr generell, als in unserer spe-
ziellen deutschen Situation —, ein Staatsbewußt-
sein, das über die Teilhabe an der aktuellen 
Staatswirklichkeit hinausgeht und sich in der 
geschichtlichen und kulturellen Sphäre begrün-
det weiß, Nationalbewußtsein zu nennen, unbe-
schadet der Gültigkeit seit langem erarbeiteter 
terminologischer Definitionen überStaatsnation, 
Kulturnation und dergleichen Begriffe mehr. 
Manche irrigen Ansichten stehen dem rechten 
Verständnis der Beziehung von Geschichtsauf-
fassung und Nationalgesinnung entgegen, vor 
allem die Meinung, es könnte dem Nationalbe-
wußtsein nur mit einem einheitlichen und har-
monisierten Geschichtsbild gedient sein. Kein 
Volk der Welt, das sich nur einiger geistiger 
Differenziertheit rühmen kann, besitzt ein uni-
formes Geschichtsbild. Das Vorhandensein ver-
schiedener gesellschaftlicher, ideologischer, kon-
fessioneller, religiöser Gruppierungen in einem 
Volke bedingt notwendigerweise verschiedene 
Geschichtsaspekte. Es ist zwar eine nicht uner-
hebliche, auch politische Aufgabe der Geschichts-
wissenschaft, auf diesem Gebiet fortwährend zu 
entmythologisieren, aber es besteht wenig Aus-
sicht, daß irgendwann das Bewußtsein der Öf-
fentlichkeit ein wissenschaftlich stichhaltiges 
Geschichtsbild in sich aufnimmt. Jede Zeit pro-
duziert ihre Geschichtslegenden, und auch ohne 
Zutun interessierter Ideologen wandeln sich die 

historischen Perspektiven von Generation zu 
Generation. Aber macht es nicht gerade den 
Reichtum und den Reiz nationaler Tradition 
aus, wenn sie einen Pluralismus von geschicht-
lichen Konzeptionen aufweist und erträgt? Daß 
man sich über die Reformation, Friedrich des 
Großen oder Bismarck, kaum völlig einigen 
wird, versieht das deutsche Geschichtsdenken 
mit fruchtbaren Spannungen und bedeutet das 
Gegenteil einer aus „unbewältigter Vergangen-
heit“ und gespaltenem Geschichtsbewußtsein 
vermeintlich abzuleitenden nationalen Misere. 
Entscheidend bleibt, daß wir uns unserer Ver-
gangenheit nicht entziehen, auch wenn man ihr 
manchmal gerne ausweichen möchte. Wir dürfen 
unsere Geschichte weder verklären, noch sie 
durch eine übertriebene und ausschließliche Kon-
zentration auf ihre negativen Höhepunkte ver-
wüsten, sondern müssen in kritischer Ausein-
andersetzung gleichzeitig zu ihr stehen und sie 
überwinden.

Wir gingen davon aus, daß auch heute der 
Staat nur auf der Grundlage eines politischen 
Staatsbewußtseins und vaterländischer Gesin-
nung bestehen kann. Dabei ist hervorzuheben, 
daß die vorwiegend nationalstaatliche Organi-
sation der Menschheit keineswegs als „natür-
liche" Angelegenheit aufzufassen ist. Sie ist 
verhältnismäßig jungen Datums und in ihrer 
Geschichtsbedingtheit genau zu greifen. Ferner 
soll keineswegs behauptet werden, daß die nati-
onale Gliederung auch in alle Zukunft Bestand 
hat; manche Anzeichen weisen auf ihre Ablö-
sung hin. Wir sprechen nur von Staats- und Na-
tionalbewußtsein heute und auf absehbare 
Zeit

Manche Leser, namentlich der älteren Gene-
ration, werden das bisher Gesagte für eine Bin-
senwahrheit ansehen. Das mag im Hinblick auf 
ihre persönliche Einstellung zutreffen, nicht je-
doch auf die gesamte Öffentlichkeit und am 
wenigsten auf die junge Generation in der Bun-
desrepublik. Wer täglich mit jungen Menschen 
zu tun hat, weiß wie ratlos, auch und gerade in 
der akademischen Welt, sie sich vielfach den 
Begriffen von Staat und Nation gegenüber ver-
halten. Ihre Einstellung läßt Schlüsse ziehen auf 
die Behandlung oder Nichtbehandlung der hier 
in Frage stehenden Tatbestände durch die Schule. 
Sicher ist ein generelles Urteil über die staats-
bürgerliche Erziehung in der Schule nicht mög-
lich. Die Akzente werden sehr verschieden ge-
setzt, und je nach Generationszugehörigkeit und 
persönlicher Auffassung des Lehrers ergeben 
sich sehr unterschiedliche Beeinflussung und Un-
terweisung. Die Mehrheit der Erzieher — dies 
scheint festzustehen — tut heute ihr Äußerstes, 
um der Jugend allen Nationalismus, alle Staats-
und Obrigkeitsvergötzung auszutreiben. Mit 
Nachdruck wird für die Sache der europäischen 
Zusammengehörigkeit und die der Vereinten 
Nationen geworben. Alles recht und gut! Aber 
wird denn auch genug getan, um die Begriffe 
Volk, Staat, Nation, Vaterland zu präzisieren, 
und wird nach Beseitigung aller Verzerrungen 
und Übertreibungen klar und deutlich gesagt, 
wie man sich heute mit diesen Faktoren positiv 
auseinanderzusetzen hat?

Aus der Vergangenheit lernen, heißt gerade 
nicht von einem Extrem ins andere fallen. Wer 
immer als Politiker, Erzieher, Publizist über die 
Fragen von Staat und Nation nachzudenken und 
sich ihre heutige Bedeutung zurechtzulegen hat, 
muß sich nicht nur Klarheit darüber verschaffen, 
was in der Vergangenheit fehlgeschlagen ist, 
sondern auch nüchtern die Gegebenheiten der 
Gegenwart in Erwägung ziehen. Wer die Zei-
chen der Zeit erkennt, dem bieten sich manche 
Anhaltspunkte für eine neue Orientierung des 
Staats- und Nationalbewußtseins, ohne daß er 
zu Konstruktionen greifen oder sich auf restau-
rative Experimente einlassen müßte.

Zunächst müssen Staat und Nation als po-
litisch-historische Ordnungsbegriffe in die rechte 
Beziehung zu den Gliederungsprinzipien der Ge-
sellschaft gese

1

tzt werden. Die den Tatsachen 
entsprechende Anwendung gesellschaftlicher 
Kategorien im politischen Denken schränkt die 
Geltung des Nationalen von vornherein so ein, 
wie es erforderlich ist ). Ebenso gilt es, das 
Staats- und Nationalgefühl von jedem Natio-
nalismus und Etatismus abzugrenzen. Staat und 
Nation können unter keinen Umständen mehr 
den ersten Platz in der Tafel der Werte einneh-
men. Die Menschheit steht auf jeden Fall über 
Staat und Nation, und andererseits dürfen sich 
diese nicht über Menschen- und Persönlichkeits-
rechte des Einzelnen hinwegsetzen. Je reifer die 
ökumenische Gesinnung des Einzelnen, je aus-
geprägter sein Takt und seine politische Erfah-
rung, um so sicherer wird die Einordnung des 
Staats- und Nationalbegriffs in eine der heuti-
gen Weltsituation angemessene weltbürgerliche 
Sphäre gelingen. Es ist ein großer Irrtum zu 
glauben, daß mit den Begriffen Staat und 
Nation Gegensätze zu menschheitlicher Gesin-
nug oder dem Ausbau der internationalen Or-
ganisation aufgestellt sind. Eine universale Ge-
schichte des Nationalbewußtseins bringt viel-
mehr zutage, daß ein im Sinne des politischen 
Darwinismus betätigter Nationalismus nur 
einen, wenn auch bedeutenden Teil des ge-
samten Phänomens ausmacht. Der Nationalge-
danke der westlichen Welt und ursprünglich 
auch der Mitteleuropas hat in Nation und Welt-
bürgertum gegenseitig ergänzungsbedürftige 
Größen, verschiedene Komponenten einer ge-
meinsamen, in sich widerspruchsfreien Überzeu-
gung erkannt. Es gilt heute, zu dieser Auffas-
sung zurückzufinden und den aus der mensch-
heitlichen Solidarität sich abkapselnden Natio-
nalismus als eine Entartungsform festzulegen. 
Aber im gleichen Atemzug ist zu betonen, daß 
niemand sich vom Individuum zum Kosmo-
politen sublimieren und dabei die Zwischenstufe 
von Staat und Nation überspringen kann. Wer 
in eine übernationale Solidarität einzutreten 
wünscht, muß erst selber solide sein. Solche 
Solidität wird aber bis auf weiteres nur auf dem 
Wege über das Ernstnehmen staatsbürgerlicher 
und nationaler Bindungen erlangt. Bis zum heu-
tigen Tag und vermutlich noch auf lange Sicht 
kann man nur auf dem Umweg über Nation und

1) Vgl. Christian Graf Krochow, Nationalbewußt-
sein und Gesellschaftsbewußtsein, in: Politische 
Vierteljahresschrift, 1. Jahrgang, Heft 2, Dez. 1960.



Staat in die internationalen Organisationen von 
der UN bis zum Europarat eintreten.

Man möchte meinen, daß diesen Organisati-
onen mit patriotischen und in sich gefestigten 
Nationen auf die Dauer besser gedient ist als 
mit desorientierten und solchen, die eigentlich 
nur malgre eux existieren. Trotz Blockbindun-
gen, hegemonialen Gruppierungen und inter-
nationaler Organisation repräsentieren bis zur 
Stunde und bis auf weiteres in der,ganzen Welt 
Staat und Nation die vorwiegende politisch-hi-
storische Organisationsform. Die Weltorgani-
sation selbst nennt sich „Vereinte Nationen" 
und nicht „Vereinte Menschheit“. Auch die sich 
emanzipierenden Bevölkerungen Asiens und 
Afrikas mußten und müssen zwangsläufig den 
Weg der Staats- und Nationbildung beschreiten, 
um politisch existieren und ihre Stimme zu Ge-
hör bringen zu können. Sie hatten nicht die 
Möglichkeit, ganz von vorne oder ganz anders 
als die geschichtsbelasteten Europäer anzufan-
gen. Auch sie sind genötigt, sich eine vater-
ländische Tradition zurechtzulegen. Ohne nati-
onale und staatliche Organisation geht es noch 
nicht, denn das goldene Zeitalter ist noch nicht 
angebrochen. Staat und Nation nicht mehr ernst 
zu nehmen, ist immer noch gleichbedeutend mit 
politischem Nihilismus.

Die geschichtlich und politisch wirksamste, 
aber auch gefährlichste Form des Nationalismus, 
seine Ausprägung als Imperialismus und Missi-
onsbewußtsein, ist heute noch bei den führen-
den Weltmächten möglich. Bei allen anderen 
Staaten verbietet sich der expansive Akzent des 
Nationalgefühls und der Staatspolitik mehr oder 
minder von selbst: die weltpolitischen Proporti-
onen gestatten ihn nicht mehr. Staaten von ge-
ringerer Größenordnung als die Giganten unter 
den Nationen führen ihre Außenpolitik nicht 
mehr auf eigene Rechnung allein, auch die Neu-
tralen nicht. In ihren politischen Entscheidun-
gen und Stellungnahmen geht es ebenso um ge-
meinsame übernationale Fragen wie um die Siche-
rung ihrer nationalen Belange. Solche nationa-
len Belange und Interessen sind allerdings auch 
heute noch vorhanden, wo die Eroberungslust 
mittleren und kleineren Mächten weithin ver-
gangen ist und sie, auch wenn sie nach wie vor 
als Waffenträger im Dienst stehen, einen Do-
mestikationsprozeß durchlaufen haben.

Der Angehörige der westdeutschen Bundes-
republik kann seine nationale Bindung nicht 
suspendieren, nur weil die Wiedervereinigung 
auf weite Sicht hin nicht realisierbar erscheint. 
Der Verlust der nationalen Basis, als die man 
den territorialen Umfang des Bismarckreichs an-
zusehen sich seit langem gewöhnt hatte, läßt die 
Verankerung des Nationalgefühls bei uns pro-
blematischer erscheinen als irgendwo sonst in 

Europa. Es bedarf auf die Dauer und nicht zu-
letzt für die heranwachsende Generation einer 
gewissen geistigen Anstrengung, sich gleich-
zeitig als Staatsbürger der Bundesrepublik und 
als Glied einer über deren Grenzen hinausrei-
chenden Nation zu sehen und zu empfinden. 
Wenn aber niemand eine Schwierigkeit darin er-
blickt, gleichzeitig „Bundesbürger“ und Euro-
päer zu sein, müßte es eigentlich auch gelingen, 
die psychische Koexistenz als Angehöriger des 
Bonner Staatswesens und als Glied der deut-
schen Nation zu bewahren. Schon hinsichtlich 
des Begriffs des Europäischen herrscht heute ein 
ambivalenter Sprachgebrauch: zunächst denkt 
man an das organisierte „Kleineuropa“, an die 
Staaten des Europarats, aber darüber hinaus er-
streckt sich die Vorstellung von Europa auf alle 
der europäischen Geschichts- und Kulturwelt zu-
gehörigen Nationen diesseits und jenseits des 
Eisernen Vorhangs. Eine ähnliche Ambivalenz 
haftet der deutschen Situation an: der Deutsche 
ist entweder Bürger der Bundesrepublik oder des 
Sowjetzonenstaates, aber er ist gleichzeitig Teil-
haber einer gemeinsamen, sogar juristisch noch 
fixierbaren Staatstradition und Erbe einer über-
greifenden geistigen und politischen Überliefe-
rung der ganzen deutschen Nation. Man kann 
keine Rezepte ausschreiben, wie der einzelne 
die realen Faktoren seiner Staatsbürgerschaft 
und die ideellen seiner Zugehörigkeit zur Ge-
samtnation zu kombinieren hat, aber daß die 
Aufgabe als solche besteht, sollte keinem Zwei-
fel unterliegen. Anachronistisch und illusorisch 
wäre es jedenfalls, angesichts der deutschen Lage 
von heute einstweilen oder grundsätzlich hinter 
den Staats- und Nationalgedanken auf den Hei-
matgedanken zurückgehen zu wollen. Nachdem 
sich einmal die Bundesrepublik als Staatsgebilde 
aus der großen Konkursmasse herauskristalli-
siert hatte, waren, wie die Schicksale einiger 
hauptsächlich den Heimatgedanken kultivieren-
der Parteigründungen erwiesen haben, solche 
Versuche zum Scheitern verurteilt. Ob man am 
föderativen Prinzip mehr die Glieder oder mehr 
das Ganze betont — wer die Bundesrepublik be-
jaht, muß so oder so vom Begriff eines deut-
schen Staates und einer deutschen Nation aus-
gehen.

So unverkennbar die Weltmächte unser poli-
tisches Schicksal in die Hand genommen haben, 
so wenig wir heute mehr große Politik im frühe-
ren Sinne betreiben können, die politischen Le-
bensfragen jedes Einzelnen werden doch nur 
über das Medium von Staat und Nation ent-
schieden. Dazu kommt, daß der wirtschaftliche, 
wissenschaftliche, künstlerische, technische, sport-
liche Wettbewerb allenthalben zum größeren 
Teil nach wie vor in der Form nationaler Kon-
kurrenz ausgetragen wird. Staat und Nation 

bieten sich auch heute als das überschaubare 
Arbeitsfeld für unausgesetztes Mühen um gute 
zeitgemäße Lösungen der gesellschaftlichen Fra-
gen an. Diskrepanz zwischen hochgeschraubten 
nationalen Ansprüchen und sozialer Ungerech-
tigkeit hat ja nicht zuletzt dazu beigetragen, 
das Nationale Millionen von Menschen un-
glaubwürdig zu machen. Die Nation, in deren 
Rahmen an einer relativ befriedigenden und ge-
rechten Gesellschaftsordnung gebaut wird, wird 
ganz von selbst ihren Angehörigen teuer und 
wert, und strömt eine Anziehungskraft aus, die 
alsbald in selbstverständliches Nationalbewußt-
sein umschlägt. Schließlich bilden Staat und 
Nation Gefäße der Tradition und Kontinuität. 
Die nationale Überlieferung verändert sich zwar 
fortwährend, aber es geschieht dies in einer 
eigenartigen Dialektik von Wandlung und Be-
stand, die eines Gehäuses bedarf.

Als Vaterhaus Schutz und Schirm bietend, als 
Ort des Herkommens, als Ausgangspunkt und 
Hauptgebiet unserer Aktivität und Lebensbe-
währung wie unseres sozialen Verhaltens dürfen 
Staat und Nation nach wie vor Gruppendiszi-
plin fordern und das heißt unter anderem, beim 
Aufenthalt im Ausland und im Verhalten dem 
Ausländer gegenüber, aber auch in Fragen der 
inneren nationalen Disziplin, dem Vaterland 
keine Unehre machen. Genugtuung und Selbst-
vertrauen der Nation sind nicht grundsätzlich 
abzulehnen, wenn sich Erfolge eingestellt haben 
und Leistungen vollbracht worden sind, die im 
Endeffekt nicht nur ihr selbst zugute kommen, 
aber jedenfalls von ihren Angehörigen zuwege 
gebracht worden sind. Das neue Nationalbe-
wußtsein, das uns erfüllen sollte, müßte das 
Gegenteil von nationaler Hybris sein, unpathe-
tisch, selbstverständlich, weltoffen, brüderlich. 
Ein gesundes und in europäische und ökume-
nische Gesinnung eingebettetes nationales Emp-
finden hat auch — und das muß allerdings ge-
sagt werden — nichts mit einer gesuchten Selbst-
erniedrigung zu tun, die letztlich nur als Natio-
nalismus mit umgekehrtem Vorzeichen aufzu-
fassen ist. Eine der großen Erziehungsaufgaben 
unserer Zeit besteht jedenfalls darin, den mit 
einer grundsätzlichen menschlichen Überzeu-
gung und Verhaltensweise korrespondierenden 
humanen und vernünftigen Patriotismus zu prä-
gen.

Anmerkung:


